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MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den online-Lesern 
des MieterMagazins gehören wollen, 
dann registrieren Sie sich bitte unter 

www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv

Mitglieder werben Mitglieder

Machen Sie den Berliner 
Mieterverein noch stärker! 

Überzeugen Sie Ihre Freunde, Bekannten, Arbeits-
kollegen oder Nachbarn von den Vorteilen einer 

Mitgliedschaft im Berliner Mieterverein: Sie haben 
Anspruch auf Beratung und Unterstützung in allen 

wohnungs- und mietrechtlichen Fragen. Der Berliner 
Mieterverein setzt berechtigte Mieter ansprüche gegen-
über Vermietern durch. Überprüfungen der Ansprüche 
und ausführliche Rechtsberatung sind für Mitglieder 

des Berliner Mietervereins kostenlos.

Für jedes neugeworbene Mitglied erhält der Werber 
15,- Euro auf seinem Mitgliedskonto gutgeschrieben. 
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Komplett aktualisiert

Seit Jahrzehnten ist das Mieterlexikon des Deutschen 
Mieterbundes das zuverlässige, umfassende und immer 
aktuelle Nachschlagewerk für Fachleute und Laien.  

Eine Reihe neuer gesetzlicher Bestimmungen und zahlreiche 
neue Grundsatzentscheidungen des Bundesgerichtshofs so  -
wie unzählige Urteile der Amts- und Landgerichte haben das 
Mietrecht in Deutschland seit der letzten Auflage des Mieter  -
lexikons spürbar verändert. Mieter – aber auch Vermieter – 
müssen hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten in vielen Punk-
ten umdenken. Das Mieterlexikon 2022/2023 bringt sie auf 
den neuesten Stand.

Das Mieterlexikon ist für 16 Euro zzgl. Versandkosten 
 erhältlich über den Online-Shop des DMB-Verlages  
https://shop.mieterbund.de/buecher/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

https://www.bund.net/
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2023 
ist wieder 
„Mietspiegeljahr“. 
Unser Beitrag macht einen Ausflug in 
die Geschichte des Mietspiegels 

und enthält Basisinformationen 
für Menschen, die mit diesem Instru-
ment zur Prüfung von Miethöhen 
bislang nichts zu tun hatten.

26

Seit September führen drei Per­
sonen gemeinsam den Berliner 
Mieterverein. 
MieterMagazin-Gespräch zu den Heraus-
forderungen der  Energiekostenexplosion, 
der falschen Heilserwartung auf hohe 
Neubauzahlen und mehr.

20

Bürokratie und Förderpraxis haben es dem 

Sonnenstrom in Berlin nicht leicht 
 gemacht: Gerade 1 Prozent des in der Stadt 
verbrauchten Stroms produzieren zurzeit 
 Photovoltaikanlagen. Das ehrgeizige Ziel:  

Bis 2035 sollen sie ein Viertel 
des Bedarfs abdecken.

14
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Die unter „Leserbriefe“ abgedruck­
ten Beiträge sind Meinungsäuße­
rungen von Leserinnen und Lesern 
zu Berichten im MieterMagazin 
und geben nicht die Meinung der 
Redaktion wieder. Sie können Ihren
Leserbrief auf www.berliner­mieter
verein.de/mietermagazin/leserbrief­
schreiben.htm eingeben oder per 
Post an Berliner Mieterverein, Re­
daktion MieterMagazin, Spichern­
straße 1, 10777 Berlin schicken.

Betr.: MieterMagazin 10/2022, Sei-
te 14, Birgit Leiß: „So nicht! Keine 
Lösung für die Energiekrise in Sicht“

Auf den Frostschutz achten

Herr Hubrich heizt seine Wohnung 
nicht und macht gegebenenfalls Lie-
gestützen zum Warmwerden. Das 
ist in Einzelfällen bei gut gedämm-
ten Wohnungen sicher möglich. Die 
Wärme kommt dann primär von den 
umliegenden Wohnungen und klei-
nen Sporteinlagen zwischendurch, 
vielleicht auch etwas vom Kochen 
in der eigenen Küche. Aber Vor-
sicht! Nicht-Heizen hat bei einem 
Bekannten zu einem Heizungsrohr-
bruch geführt! Gebrochen ist ein 
ungedämmtes Heizungsrohr nahe 
dem Fenster. Ursache: Vermutlich 
war das Wasser im Heizungsrohr 
gefroren. Der nachfolgende Wasser-
austritt war erheblich, der daraus re-
sultierende Schaden auch. Die Kos-
ten – einige tausend Euro – hat der 
Bekannte getragen. Gelernt: Zumin-
dest der Frostschutz von Heizungen 
sollte bei Außentemperaturen unter 
0 Grad nie ausgestellt werden.
Ergänzend: Es muss nicht unbedingt 
eine elektrische Zusatzheizung her. 
Eine kleinere elektrische Wärme-
matte tut es auch. Solch eine Mat-
te funktioniert wie die Wärmflasche 
von Oma, nur mit Strom, statt mit 
heißem Wasser. Damit gibt es lokal 
wohlige Wärme und es ist im Ver-
gleich zu einem elektrischen Kon-
vektomaten wahrscheinlich spürbar 
energiesparender.
P. Kocmann per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 5/2022, Sei-
te 20, Jens Sethmann: „IBB-Woh-
nungsmarktbericht 2021 – Ohne 
Deckel steigen die Mieten weiter 
ungebremst“

Ross und Reiter nennen

Im allgemeinen Sprachgebrauch 
sprechen wir immer davon, dass die 
Preise steigen. Eigentlich ist diese 
Aussage irreführend. Steigen denn 
Preise aktiv von selbst? Richtiger 
müssten wir doch sagen, die Preise 
werden „gestiegen“, also wurden 
erhöht, und gleichzeitig noch dazu-
fügen, von wem sie erhöht wurden – 
in Ihrem Artikel also vom Vermieter.
Klare Sprache muss Ross und Reiter 
nennen. Ansonsten ist gegen den 
Artikel nichts einzuwenden. Bleiben 
Sie weiter kritisch.
R. Schmidt per E-Mail

Betr.: MieterMagazin 6/2022, Sei-
te 26, Katharina Buri: „Freizeit – 
Unter Kleingärtnern“

Baumarkt­Ästhetik

Was ich seit über zehn Jahren  sehe, 
ist eine regelrechte Gartenvernich-
tung bei der Übernahme eines Gar -
tens. Da für alte Obstbäume  leider 
kein Bestandsschutz besteht, wer-
den diese entfernt, die Gärten wer-
den geradezu gerodet und in einen 
Grillplatz mit Pool und Plastikspiel-
zeug umgewandelt. Ein Vorbild ist 
die Ästhetik der Baumärkte. Es gibt 
undurchsichtige Sichtschutzwände, 
damit keiner in den Garten hinein-
sehen kann. Das geschieht in der 
Regel unter den Augen der Vorstän-
de und der Bezirksverbände. Diese 
Gärten haben keinerlei Wert für die 
Umwelt, sind eher eine Belastung 
– man denke mal an das Chlor, mit 
dem die Pools desinfiziert werden. 
Vor allem finden Vögel weder Nah-
rung noch Nistmöglichkeit. Der Gar-
ten, von dem Sie berich ten, ist eine 
Ausnahme. Ein Garten ist schnell 
vernichtet, der Aufbau dauert Jahre.
Name ist der Redaktion bekannt
IMPRESSUM
Herausgeber und Verlag: Berliner Mieterverein e.V., Landesver-
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Gesucht: die hellen Sterne 
der Vermieterzunft
Vermieter, die Mängelanzeigen ignorieren, überhöhte 
Mietforderungen stellen, deren Betriebskostenabrech-
nungen nicht stimmen und die ihren Mietern das Leben 
schwer machen, sind den Leserinnen und Lesern durch 
die monatliche Lektüre des MieterMagazins bekannt. 
Aber es gibt auch die anderen: Vermieter, die sich um 
ihr Haus und die Anliegen ihrer Mieterinnen und Mieter 
kümmern, denen eine solide und auf lange Sicht ange-
legte Bewirtschaftung ihres Besitzes wichtiger ist als das 
schnelle Geld. Wenn Sie, liebe Leserin und lieber Leser, 
solche vorbildhaften Vermieterinnen oder Vermieter aus 
eigenem Erleben kennen, nehmen Sie bitte Kontakt mit 
uns auf – wir wollen aufzeigen, dass Vermieten auch 
anders gehen kann: ohne Grusel-Geschichten.
Die Redaktion
Ihre E-Mail bitte an 
gute­vermieter_innen@berliner­mieterverein.de
MieterMagazin 11/2022

https://www.berliner-mieterverein.de/mietermagazin/leserbrief-schreiben.htm
mailto:scalamedia@arcor.de
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 Persönliche Beratung in den Beratungszentren 
und in der Geschäftsstelle

L  Wir halten zurzeit an der Plicht zum Tragen einer FFP 2-
Maske als Basisschutz fest. Unsere Beratungszimmer 
sind teilweise klein, und während der Beratung kann  
zudem nicht immer ausreichend gelüftet werden. Bitte 
haben Sie daher Verständnis für diese Maßnahme.

L  Vereinbaren Sie Ihren Termin über unser Servicetelefon 
S 030-226 260. Eine Beratung ohne Terminvereinba-
rung ist in den Beratungszentren nicht möglich. 

L Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssympto -
 men wie Husten und Fieber oder bei einer positiven 
 Testung zu Hause. Wir können Sie auch zu dem verein-
 barten Termin für eine Telefonberatung zurückrufen. 
 Melden Sie sich hierfür vorab telefonisch bei uns.

Telefonische Beratung – kontaktfrei und bequem – 
Sie senden uns vorab Ihre Unterlagen 
Als zusätzliches sicheres Beratungsangebot bieten wir Ih-
nen eine kontaktlose und umfassende Beratung am Telefon 
an. Sie werden genauso umfassend beraten wie in unseren 
Beratungszentren, allerdings in einem Telefongespräch.

L  Bitte vereinbaren Sie auch für die telefonische Beratung 
einen Termin über unser Servicetelefon S 030-226 260.  
Sie werden dann zum Termin von uns zurückgerufen.

Aktuelle Informationen für Sie
agazin 11/2022
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 Berliner Mieterverein auch bei  Facebook 
 https://www.facebook.com/BerlinerMieterverein/
L  Bitte senden Sie uns nach der Terminvereinbarung Ihre 
Unterlagen bis spätestens zwei Tage vor der Beratung 
per E-Mail (an: unterlagen@berliner­mieter verein.de) und  
geben Sie im Betreff Ihren Nachnamen und Ihre Mit-
gliedsnummer an. Nutzen Sie bei Anhängen bitte nur 
die drei gängigen Formate PDF, Office-Dokumente  
und JPEG.  

Weitere Beratungsstellen

Viele unserer „kleinen“ Beratungsstellen sind wieder  g e     -
öffnet. Nur hier ist eine Beratung ohne vorherige Ter min-
vereinbarung möglich. Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.

Telefonische Kurzberatung 
ohne Terminvereinbarung 

Die telefonische Kurzberatung erreichen Sie montags bis 
freitags von 13 bis 16 Uhr sowie montags und donners-
tags von 17 bis 20 Uhr unter S 030-226 26-152. In der 
Kurzberatung ist allerdings keine Einsicht in Unterlagen 
möglich.

E­Mail­Beratung/schriftliche Anfragen 

Ihre E-Mail-Anfrage bitte an unterlagen@berliner­mieter verein.de  
oder Ihren Brief an den Berliner Mieterverein, Spichern-
straße 1, 10777 Berlin.
Änderung Ihrer persönlichen Daten

Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder Ihr  Nach name 
hat sich geändert? Sie möchten dem Berliner Mieter-
verein Änderungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Änderungen bitte per Post oder online über: 
www.berliner­mieterverein.de/mein­bmv.htm 
Vielen Dank.
Umverteilen jetzt!
Demonstration 
am Samstag, den 12. November 2022 
MieterMagazin online lesen
Wenn Sie künftig zu den Online-Nutzern des Mieter-
Maga zins gehören wollen, dann melden Sie sich an unter 
www.berliner­mieterverein.de/mietermagazin­online.htm
BMV-Treffpunkt um 13 Uhr an der 
Weltzeituhr, Berlin Alexanderplatz 

Nähere Informationen: 
www.umverteilen.jetzt
www.berliner­mieterverein.de

 

Mediation und Konfliktberatung

Telefonische Beratung: donnerstags 17 bis 18 Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten ist ein Anrufbeantworter 
 geschaltet. Rufnummer: S 030 - 34 71 08 21
E-Mail-Anfragen: mediation@berliner­mieterverein.de
A
kt

ue
lle

s Wiedereröffnung 
in Alt­Mariendorf 
Seit September 2022 ist auch die Bera­
tungsstelle im Evangelischen Gemeinde­
haus in der Friedenstraße 20 am U-Bahn-
hof  Alt-Mariendorf wieder für Sie geöff-
net. Die Beratung findet  montags von 17 
bis 19 Uhr statt. 
5

https://www.berliner-mieterverein.de/mein-bmv.htm
https://www.berliner-mieterverein.de/mietermagazin-online.htm
https://www.berliner-mieterverein.de
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und gestiegene 

Baustoffpreise ver­

zögern die novelle 

der Bauordnung
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Berlin hat klare Klimaschutzziele 
und ein Wohnungsproblem. neue 
regeln in der Bauordnung sollen 
beides angehen. Aber weil es Kon­
flikte zwischen ökologischen Vor­
gaben und bezahlbarem Wohnen 
gibt, bleibt die novelle seit Mona­
ten in den Amtsschubladen unan­
getastet – enttäuschend findet das 
der Berliner Mieterverein (BMV).  

Die Novellierung der Berliner Bau­
ordnung ist überfällig. So sollen mit 
ihrer Hilfe die Klimaziele erreicht und 
nachhaltiges Bauen vorangebracht 
werden. Es geht um mehr Barriere­
freiheit und eine Erleichterung se­
rienmäßigen Wohnungsbaus. Die 
Kritik, vor allem aus der Bauwirt­
schaft: Der Konflikt zwischen Kli­

noVelle Der BAuorDnung

Kein Mut zur Diskuss
6

maschutz und bezahlbarem Bauen 
würde durch die neuen Regeln ver­
schärft. Die Pflicht zur Begrünung 
von Grundstücken und Dächern und 
der künftig hohe Anteil an barriere­
freien Wohnungen würde das Bauen 
verteuern. Hinzu kommen nun noch 
stark gestiegene Baustoffpreise. All 
das sind wohl Gründe, warum die 
Novelle noch immer beim Rat der 
Bürgermeister liegt und bislang nicht 
beschlossen wurde.
Enttäuschend nennt das Sebastian 
Bartels, Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins. Das Gesetz solle den 
Wohnungsbau politisch voranbrin­
gen, notwendige ökologische Vorga­
ben durchsetzen – und nicht zuletzt 
auch dem Abriss von Wohngebäu­
den aus Renditeerwägungen einen 
eitergehen

Fo
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Riegel vorschieben. „Warum wird 
nicht mutig in die Diskussion mit al­
len Beteiligten eingestiegen?“, fragt 
der BMV­Geschäftsführer.
Rosemarie Mieder 
 

Das Initiativenforum Stadtpolitik 
Berlin ist ein bundesweit einma­
liges Instrument der Mieterbewe­
gung. Im August gab es Streit um 
eine Ausschreibung der Senatsver­
waltung für Stadtentwicklung. Das 
MieterMagazin sprach mit Magnus 
Hengge vom Beirat des Trägerver­
eins Stadtprojekte e.V. 

MieterMagazin: In einer Pressemit­
teilung sprechen Sie im Zusammen­
hang mit der Ausschreibung von ei­
nem Affront. Was war los?

DreI FrAgen An DAS InIForuM

Der Austausch kann w

Magnus Hengge 

fühlte sich von der 

Ausschreibung des 

Senats überrumpelt

L Website: 

https://iniforum­
berlin.de
Magnus Hengge: Der Trägerverein 
fragt seit Anfang des Jahres nach der 
Auszahlung der im Landeshaushalt 
eingeplanten Mittel, um das Pro­
jekt fortzuführen. Dann wurden wir 
plötzlich von einer Ausschreibung 
überrumpelt, die nicht nur die funk­
tionierenden Strukturen ignoriert, 
sondern auch einen der wichtigsten 
Bausteine gar nicht mehr aufführt: 
die Hearings im Abgeordnetenhaus. 
Das zeigt, dass die Idee der koope­
rativen Stadtentwicklung in der Re­
gierungs­SPD keine Freunde hat. 
MieterMagazin: Was waren die 
Gründe zur Einrichtung des Ini­
Forums? 
Magnus Hengge: Das IniForum ist 
ein gemeinsames Projekt der Mieter­
bewegung mit den Koalitionsfraktio­
nen im Abgeordnetenhaus. Von den 
vielen Initiativen, die sich seit  einigen 
Jahren in den Kiezen formieren, kam 
der Wunsch, sich besser untereinan­
der zu vernetzten. Außerdem soll­
ten die Verbindungen in den politi­
schen Apparat besser werden. Wir 
haben dann das Format der Hea­
rings eingeführt, bei dem Mitglieder 
aus mieten­ und stadtpolitischen Ini  ­
tiativen ihre Anliegen im Abgeord­
netenhaus vortragen und Forde­
rungen stellen. So werden  Impulse 
aus den Initiativen an die  Fraktionen 
herangetragen. Wir sind  also  eine 
Schnittstelle zwischen Initiativen 
und der Politik. 
Ansonsten haben wir in den vergan­
genen zwei Jahren Unterstützungs­
strukturen aufgebaut. Wir helfen 
zum Beispiel bei der Selbstorgani­
sation, etwa beim Aufbau von Web­
sites und stellen eine Plattform bereit, 
wo Initiativen ihre Beiträge veröf­
fentlichen können. 
MieterMagazin: Wie ging die Aus­
schreibung aus? Können Sie weiter­
machen?
Magnus Hengge: Davon gehen wir 
aus. Außer uns hat wohl niemand 
ein Angebot abgegeben. Da wir die 
Vertretung der Initiativen im Abge­
ordnetenhaus explizit in unserem 
Konzept aufführen, werden wir auch 
die Hearings beibehalten können. 
Interview: Birgit Leiß
MieterMagazin 11/2022

https://iniforum-berlin.de
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Wermuts tropfen: 

Kanzler Scholz und 

die Sachverständi­

gen auf dem Weg, 

ihre ergebnisse 

zu verkünden
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Wer mit gas oder Fernwärme heizt, 
soll noch in diesem Jahr eine Son­
derzahlung in Höhe einer Monats­
Vorauszahlung erhalten. Das vom 
Berliner Mieterverein (BMV) gefor­
derte Kündigungsmoratorium lässt 
hingegen weiter auf sich warten.

Eine von der Bundesregierung ein­
gesetzte Expertenkommission, der 
auch der Deutsche Mieterbund 
(DMB) angehört, hat sich auf  eine 
Entlastung in zwei Stufen  geeinigt. 
Der sogenannte Gaspreisdeckel soll 
demnach erst ab März 2023 kom­
men. Für ein Jahr lang soll dann der 
Gaspreis für ein  Grundkontingent 
(80  Prozent des geschätzten  Vor­
 jahrespreises) auf 12 Cent pro Kilo­
wattstunde reduziert werden. Die 
 verbliebenen 20 Prozent sind zum 
dann  ak tuell geltenden Kilowatt­
stundenpreis des Versorgers zu be­
zahlen – wenn sie denn in Anspruch 
genommen werden. Der Gesetzge­
ber will  nämlich mit dieser Rege­
lung einen  Anreiz schaf fen, dass Ver­
braucher nach Möglichkeit diese 20 
Prozent nicht in Anspruch nehmen 
und so die propagierte allgemeine 
20­Prozent­Energieeinsparung um­
setzen. Für Fernwärmekunden ist 
ebenfalls  eine Preisbremse geplant. 
DMB­Präsident Lukas  Siebenkotten 
spricht von einer spürbaren Entlas­
tung für Mieterhaushalte. Dass die 
Deckelung nach Empfehlung der 
Kommission erst ab März  greifen 
soll, sei ein „Wermutstropfen“. Doch 
die Energieversorger hatten  geltend 
gemacht, dass die  Umstellung nicht 
so schnell zu stemmen ist. Um die 
Menschen schnell zu  entlasten, er­
halten sie eine Einmalzahlung auf 
Basis des Verbrauchs, welcher der 
Abschlagzahlung im S eptember 
2022 zugrunde gelegen hat. Der 
Staat zahlt diese Summe an die Ener­
gieversorger beziehungsweise die 
Vermieter. Für Selbstzahler, also Mie­
ter mit einer  Gasetagenheizung und 
einem eigenen Vertrag mit dem Ver­
sorger, entfällt daher die Abschlag­
zahlung für Dezember. Bei zentral 
beheizten Häusern muss man dage­

gASpreISDecKel

erneut mit der gießk
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gen bis zur nächsten Heizkostenab­
rechnung warten. Erst dann wird die 
erhaltene Gutschrift angerechnet. 
Die Bundesregierung will die Vor­
schläge nun prüfen. Eine Feinjustie­
rung an der einen oder anderer Stel­
le ist noch möglich. Sozialverbände 
und Linke kritisierten die Hilfen als 
nicht ausreichend. Auch das wie­
der einmal zum Tragen kommende 

„Prinzip Gießkanne“ sei unangemes­
sen und ungerecht. 
Ein Kündigungsmoratorium bei 
Zahlungsrückständen wegen der 
gestiegenen Energiekosten lehnt 
Justizminister Marco Buschmann 
(FDP) nach wie vor ab: Das Zah­
lungsrisiko würde damit auf die Pri­
vatvermieter abgewälzt. Mieter bei 
landeseigenen Wohnungsbaugesell­
schaften in Berlin sind jetzt aber für 
sechs Monate vor einer zahlungsbe­
dingten Kündigung geschützt. Das 
hat der Senat Ende September be­
schlossen. 
Birgit Leiß
Mietenstopp: Die Zeit ist reif

Weitere  

formationen: 

www.mieten
stopp.de
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Ein bundesweiter Mietenstopp­Aktionstag hat am 8. Ok  tober Men­
schen in 50 Städten dazu veranlasst, Kundgebungen, Info stände, 
Demonstrationen, Plakataktionen und viele weitere Formen des 
Protests zu veranstalten. Die Kampagne erfährt durch die jüngsten 
wirtschaftlichen Entwicklungen weiteren Auftrieb. Dr. Melanie We­
ber­Moritz, Bundesdirektorin des Deutschen Mieterbundes: „Die 
Zeit ist mehr als reif für einen bundesweiten Mietenstopp. Die Infla­
tion ist auf Rekordniveau, die Mieten steigen unaufhörlich und die 
Energiepreise explodieren.“ Kampagnensprecher Matthias Wein­
zierl: „Unser Aktionstag verbindet die Mieterinnen und Mieter 
deutschlandweit und trägt unseren bunten und vielfältigen Protest 
auf die Straße, wo er hingehört.“ Kampagnenziel ist, die Mieten für 
sechs Jahre einzufrieren und in dieser Zeit dringend notwendige Re­
formen in der Mieten­ und Wohnungspolitik auf den Weg zu brin­
gen.  mm
7
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ANDESEiGENEN WohNuNGEN?

in zur ordnung

Kurz vor Druck-

legung haben wir 

erfahren, dass die 

Mieterhöhungen von 

der GSE zurückge-

nommen wurden.

Die Redaktion
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GSE: „Leider sind 

Mieterhöhungen 

unumgänglich“, 

treuhänderisch ver-

waltete häuser der 

GSE in Alt-Moa bit
Mieterhöhungen von 15 Prozent 
sind bei den landeseigenen Woh-
nungsunternehmen tabu. Die ge-
meinnützige GSE verlangt in treu-
händerisch verwalteten  Landes-
Wohnungen dennoch solche Miet-
aufschläge. Nachdem eine Moabi-
ter Mieterinitiative Alarm geschla-
gen hat, schreitet der Senat ein.

In sechs Häusern in der Lehrter Stra-
ße und vier Häusern an der Ecke 
Alt-Moabit/Wilsnacker Straße be-
kamen viele Mieterinnen und Mie-
ter im September Mieterhöhungen 
um 15 Prozent. Die Häuser gehören 
dem Land Berlin, verwaltet werden 
sie treuhänderisch von der gemein-
nützigen „Gesellschaft für StadtEnt-
wicklung“ (GSE). Vor Jahrzehnten ka-
men die Altbauten in Landesbesitz, 
ursprünglich sollten sie abgerissen 
werden. In den 90er Jahren haben 
sich die Verantwortlichen für eine 
Sanierung entschieden und 2010 an 
die Treuhänderin GSE übergeben.
Eine Mieterinitiative bittet nun in 
einem Offenen Brief darum, dass 

„angesichts der aktuellen Krisenzeit 
diese Mieterhöhungen zurückge-
nommen und auch keine Kündigun-
gen ausgesprochen werden“. 
Die GSE hält die Mieterhöhungen 
dagegen für gerechtfertigt. Die letz-
ten Mieterhöhungen lägen schon 
sechs Jahre zurück. Die Ausgangs-
mieten seien so niedrig, dass sie 
nach der 15-prozentigen Erhöhung 
im Mittel 4,70 Euro pro Quadratme-
ter betragen und deutlich unter den 
Werten des Mietspiegels bleiben 
würden. „Leider sind zur Deckung 
der steigenden Kosten für die In-
standhaltung und Bewirtschaftung 
des Treuhandvermögens auch Miet-
erhöhungen unumgänglich“, erklärt 
GSE-Projektmanagerin Sabine Rie-
del. 
Bei den sechs landeseigenen Woh-
nungsunternehmen sind Mieterhö-
hungen hingegen durch eine Koope-
rationsvereinbarung auf vier Prozent 
in zwei Jahren begrenzt. Im Koali-
tionsvertrag des Senats ist zudem 
vereinbart, dass diese Regelung zum 

15-ProzENt-MiEtSPrüNGE iN L

Senat ruft treuhänder
8

Beispiel auch für das mit der GSE 
vergleichbare, quasi-landeseigene 
Unternehmen Berlinovo gilt. 
Die Senatsverwaltung für  Bildung, 
Jugend und Familie, als  Treugeberin 
zuständig für die GSE, spricht sich 
deshalb vehement gegen die 15-pro-
zentige Erhöhung aus. „Die vorgese-
hene Mieterhöhung wider spricht so-
wohl der Politik des Berliner Senats 
als auch einem sozia len, fairen und 
rücksichtsvollen Verhältnis zwischen 
Mietern und Vermietern“, sagt 
Staatssekretär Aziz Bozkurt. Eine 
Mieterhöhung um vier Prozent im 
Rahmen der Kooperationsvereinba-
rung hält er für vertretbar, „auch 
wenn das schon eine große Belas-
tung für ei nige Mieterinnen und 
Mieter wäre“.       Jens Sethmann
Blog
Eine Küche für alle – zeitgemäßer denn je 
Einküchenhäuser gehören zu den radikalsten – und wohl auch 
kurzlebigsten – Experimenten, die der Reformwoh nungsbau her-
vorgebracht hat. Die Kernidee: Um berufs tätige Frauen zu entlas-
ten, wurden die reproduktiven Tätigkeiten, also Kochen, Waschen 
und Putzen ausgelagert und für die gesamte Bewohnerschaft von 
bezahlten Kräften erledigt. Mittelpunkt jedes Hauses war die Zen-
tralküche und der Speisesaal, außerdem gab es  gemeinschaftlich 
genutzte Flächen wie Bibliotheken und Dachterrassen. Das 1901 
von der Sozialdemokratin und Frauen rechtlerin Lily Braun ent-
wor fene Modell wurde unter anderem in Berlin, Kopenhagen und 
Wien umgesetzt. Um die in der österreichischen Hauptstadt ge-
bauten zwei Einküchenhäuser geht es in einem spannenden Pod-
cast. Das 1911 eröffnete Haus für alleinstehende Frauen steht 
heute nicht mehr, aber der sogenannte Heimhof, der sich an be-
rufstätige Paare richtete, kann bei Stadtführungen besichtigt wer-
den – auch wenn er heute anders genutzt wird. Im Gespräch mit 
drei Forscherinnen des Vereins Einküchenhaus lotet das 30-minü-
tige Feature auch die aktuelle Relevanz dieses emanzipatorischen 
Wohnmodells aus. Die drei Wissenschaftlerinnen sind überzeugt: 
Es ist zeitgemäßer denn je.  bl

Radio dérive: Eine 
Küche für alle. 

Emanzipatorisches 
Wohnen im Wiener 

Ein küchenhaus Heimhof

https://derive.at/radio/
Website des 

Forschungskollektivs: 

www.einkuechen
haus.com
MieterMagazin 11/2022
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Bundesbauministerin Klara Geywitz 

(SPD) hat mit 35 Verbänden inner-
halb eines halben Jahres ein „Bünd-
nis bezahlbarer Wohnraum“ ge-
schmiedet und 187 konkrete „Maß-
nahmen für eine Bau-, investitions- 
und innovationsoffensive“ beschlos-
sen. Die Mietenpolitik blieb ausge-
klammert.

Die Bundesregierung hält an ihren 
Wohnungsbauzielen fest. „400 000 
Wohnungen im Jahr zu bauen, da-
von 100 000 Sozialwohnungen, ist 
bei steigendem Bedarf notwendiger 
denn je“, bekräftigt Bundesbaumi-
nisterin Klara Geywitz. Für den So-
zialen Wohnungsbau stellt der Bund 
bis 2026 insgesamt 14,5 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Durch Digita-
lisierung sollen Bauanträge schnel-
ler bearbeitet werden. Für die seriel-
le Bauweise soll eine einmal  erteilte 
Typenbaugenehmigung bundesweit 
gelten. Dachgeschosse können künf-
tig ohne Genehmigung ausgebaut 
werden.

BüNDNiS BEzAhLBArEr WohNr

Starrer Blick auf den N
MieterMagazin 11/2022

Die Müllanlage in 

dieser Mariendorfer 

Wohnanlage ist seit 

Jahren ein Ärgernis 

für die  Mieter
Der Deutsche Mieterbund, der das 
Bündnis mit ausgehandelt hat, be-
grüßt das Ergebnis, kritisiert aber, 
dass das Mietrecht ausgeklammert 
wurde. Auch der Berliner Mieter ver-
ein (BMV) bezeichnet es als „Kon-
struktionsfehler“, dass sich das 
Bündnis fast ausschließlich auf den 
Neubau konzentriert. „Die Woh-
nungsnot wird durch Neubau al-
lein nicht gelöst“, sagt BMV-Ge-
schäftsführerin Ulrike Hamann. Der 
BMV begrüßt, dass die Wohnungs-
gemeinnützigkeit wieder eingeführt 
werden soll und der Ankauf von Be-
legungsbindungen künftig geför dert 
wird. „Insgesamt sind die Ergebnis-
se aber eher enttäuschend“, so Ha-
mann. 
Auch SPD-Generalsekretär  Kevin 
Kühnert sieht die Ampel in der 
Pflicht, Mieterschutzmaßnahmen 
umzusetzen: „Justizminister Busch-
mann kann und muss dem Bündnis 
für bezahlbaren Wohnraum Flan-
kenschutz gewähren, indem er das 
Mietrecht endlich verschärft.“
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Scharfe Kritik kommt von der Oppo-
sition: „Mieterschutz ist eine Leer-
stelle“, sagt die Linken-Baupolitike-
rin Caren Lay. „Die  Ampelkoalition 
schiebt dringend nötige  Maßnahmen 
auf die lange Bank.“ Der  Bauexperte 
der CDU/CSU-Fraktion, Jan-Marco 
Luczak, vermisst im Bündnis die 
Substanz: „Warme Worte alleine 
bauen keine Wohnungen.“
Die Immobilienwirtschaft erwar-
tet, dass die Politik ihr nun zü gig al-
le Hindernisse aus dem Weg räumt. 

„Politik hat verstanden: Es ist nicht 
die Zeit für Regulierungen, sondern 
für neuen Gründergeist“, sagt An-
dreas Mattner, Präsident des Zen-
tralen Immobilienausschusses ZIA.
Jens Sethmann

Ministerin Klara 

Geywitz beim 

Besuch eines Woh-

nungsbauprojekts in 

Neukölln, das in der 

von ihr unterstützten 

seriellen Bauweise 

errichtet wurde

L Bündnis bezahl-

barer Wohnraum 

– Maßnahmen für 

eine Bau-, Inves-

titions- und Inno-

vationsoffensive. 

Download unter 

www.bmwsb.
bund.de 
Seit Jahren ärgert sich ein Mitglied 
des Berliner Mietervereins über die 
chaotische Müllplatzsituation in 
seiner Wohnanlage. zuerst war die 
neue unterfluranlage defekt, dann 
erwies sich die Aufnahmekapazität 
als nicht ausreichend. 

uNtErfLurMüLLANLAGE

Smart geht anders
Berge von Kartons stapeln sich ne-
ben der Müllanlage in der Ring-
straße, Ecke Gersdorfstraße in Ma-
riendorf. Weil die unterirdischen Be  -
hälter völlig überfüllt sind, werden 
auch Mülltüten und Flaschen ein-
fach daneben gestellt. Das stinkt 
und zieht Krähen und Ratten an. 
Zugespitzt hat sich das Problem, 
nachdem rund 50 neue Mietpar-
teien eingezogen sind, ohne dass 
die Kapazitäten entsprechend an-
gepasst wurden. Die riesigen Kar-
tons für das Kinderbett oder den 
Kühlschrank passen nicht durch die 
Öffnung der Müllanlage. „Die Leu-
 te zerschneiden sie nicht mal“, är-
gert sich ein Mieter. 
Der Wohnpark Mariendorf, wie ihn 
die landeseigene Wohnungsbauge-
sellschaft Gewobag nennt,  wurde 
um rund 50 Wohnungen erweitert 
und zu einer „Smart City“ umge-
staltet. Besonders smart scheint 
die Müllentsorgung indes nicht zu 
sein. Das Problem sei bekannt, man 
bedaure die  Unannehmlichkeiten, 
räumt die Gewobag ein. Inzwischen 
wurden drei zusätzliche  Container 
aufgestellt, doch auch das reicht 
 offensichtlich nicht. 
Birgit Leiß
9
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Der hydraulische E 
Abgleich erfordert 
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In den nächsten zwei Jahren müs-
sen Vermieterinnen und Vermieter 
einen hydraulischen Abgleich und 
andere Einstellungen vornehmen, 
damit Heizungsanlagen effizienter 
arbeiten. Das besagt eine bundes-
weite Verordnung, die am 1. Okto-
ber in Kraft getreten ist.

In Gebäuden mit sechs oder mehr 
Wohnungen, die eine Gas-Zentral-
heizung haben, müssen die Heizun-
gen neu geregelt und überprüft wer-
den. Das betrifft deutschlandweit 
rund sieben Millionen Wohnungen. 
Ein hydraulischer Abgleich soll Heiz-
kosten sparen, indem der Druck in 
den Heizungsrohren so eingepegelt 
wird, dass er in allen Etagen gleich 
hoch ist. Dadurch kann die Tempe-
ratur des Heizkessels etwas verrin-
gert werden (hierzu auch unser Bei-
trag in Ausgabe 3/2022, Seite 21: 
„Hydraulischer Abgleich: Moderni-

VErOrDnung zur SIcHErung

Hydraulischer Abglei
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sierungszuschlag für die Beseitigung 
eines Mangels?“). 
Die Wohnungswirtschaft kritisiert 
die Pflicht zum hydraulischen Ab-
gleich als „aufwendig, teuer und 
dabei nahezu wirkungslos“, so Axel 
Gedaschko, Präsident des Verbands 
GdW. Seinen Berechnungen zufol-
ge kostet die Maßnahme 1000  Euro 
pro Wohnung, bringe aber nur  eine 
Energieeinsparung von  maximal zwei 
bis drei Prozent. Das Geld würde den 
Wohnungsunternehmen für den Hei-
zungsaustausch und die Umstellung 
auf Wärmepumpen oder Blockheiz-
kraftwerke fehlen.
Im Gegensatz zum GdW werben die 
Anbieterfirmen mit Energie- und Kos-
teneinsparungen von circa 20 Prozent. 
In der Praxis sind die Erfolge sehr 
unterschiedlich. So klagten im ver-
gangenen Winter mehrere Heimsta-
den-Mieterinnen und -Mieter darü-
ber, dass nach einem hydraulischen 
Klein beigeben kam für m
Abgleich die Raumtemperatur trotz 
intensiven Heizens kaum noch 20 
Grad erreichte.
Der Deutsche Mieterbund (DMB) 
begrüßt die Pflicht zur  Optimierung 
der Heizanlagen, warnt jedoch da-
vor, die Kosten den Mietern aufzu-
bürden. „Die Grenze der Belastbar-
keit ist längst überschritten“, sagt 
DMB-Direktorin Melanie Weber-Mo-
ritz. Aus ihrer Sicht sind die Kosten für 
einen Heizungscheck und für einen 
hydraulischen Abgleich weder als Be-
triebs- noch als Modernisierungskos-
ten umlegbar.           Jens Sethmann
ich nicht infrage
Barbara von Boroviczeny 

arbeitete als Dramaturgin und 
 Lektorin – und ist seit 17 Jahren 
als Mietaktivistin unterwegs

In die wohnungspolitische Arbeit ha-
be ich mich gestürzt, als bei uns in 
der Zehlendorfer Papageiensiedlung 
unter dem Deckmantel der energe-
tischen Modernisierung die Miete 
erhöht werden sollte. Das war 2005, 
die Deutsche Wohnen hatte  unsere 
Häuser gerade übernommen und 
bildete das Ende einer Kette von 
verschiedenen Privateigentümern. 
Innerhalb weniger Jahre war unsere 
einmal gemeinnützige Gehag-Sied-
lung zum Teil eines börsennotierten 
Unternehmens mutiert. Was das für 
Mieterinnen und Mieter bedeutet, 
ist uns bitter klar geworden: Über 
fast zwei Jahre haben viele von uns 
mit Unterstützung des Berliner Mie-
tervereins (BMV) prozessiert. Den 
Bau einer Fernwärmeleitung und da-
mit die Erhöhung der Energiekosten 
konnten wir nicht verhindern. Aber 
wir haben uns in dieser Zeit zusam-
mengeschlossen und eine erste Ini -
tiative organisiert. 
Klein beigeben kam für mich nicht 
infrage. Schließlich ist die Siedlung 
am Bahnhof Onkel Toms Hütte fast 
ein ganzes Leben lang schon mein 
Zuhause. Hier bin ich geboren, auf-
gewachsen und hier lebe ich inzwi-
schen auch wieder in der Wohnung, 
für die schon meine Mutter einen 
Mietvertrag hatte. Natürlich war mir 
klar, dass wir hier draußen in unse-
rer Randlage allein nichts ausrichten 
können, dass wir uns mit anderen 
vernetzen müssen, um Einfluss zu 
nehmen. So bin ich beim Mieterver-
ein Bezirksleitungsmitglied gewor-
den, bringe mich aktiv in die Diskus-
sionen ein – und habe außerdem in 
den zurückliegenden Jahren Kontak te 
zu Initiativen geknüpft, die für unse-
re Stadt so wichtig sind: Allen voran 
„Kotti & Co“ und „Deutsche Woh-
nen & Co enteignen“. 
Inzwischen sind wir längst nicht 
mehr nur die Truppe aus der Papa-
geiensiedlung. Die „MieterInnen 
Südwest“ stehen heute für ganz 
Steglitz-Zehlendorf und viele unserer 
Aktiven haben wir über die Jahre für 
den Berliner Mieterverein gewinnen 
können. Dass der längst nicht mehr 
nur ein Rechtsratgeber-Verein ist, 
sondern sich heute klar wohnungs-
politisch positioniert und dass seine 
Stimme aus der Stadtpolitik nicht 
mehr wegzudenken ist, freut uns 
besonders. 
Aufgeschrieben von 
Rosemarie  Mieder
L Wenn Sie mit 

Barbara von Bo-
roviczeny von der 
BMV-Bezirks gruppe 

 Steglitz-Zehlendorf 
Kontakt auf -
nehmen möchten, 
dann wenden Sie sich 
bitte per E-Mail an 

barbara@von-
boroviczeny.de 
oder per Telefon 
030 226 26 144 an 

Thomas Christel
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neue Spielregeln? 

Stadtentwicklungssenator 

geisel kommt den städ-

tischen Wohnungsbau-

gesellschaften entgegen 

– zum Leidwesen seiner 

Koalitionspartner
Der Senat verhandelt mit den sechs 
landeseigenen Wohnungsunterneh-
men über eine neue Kooperations-
vereinbarung. Der Berliner Mieter-
verein (BMV) warnt davor, die so-
zialen Pflichten der städtischen 
Vermieter zu lockern.

Die im Jahr 2017  abgeschlossene 
Kooperationsvereinbarung soll fort-
geführt werden – darauf haben sich 
die drei Senatsparteien in ihrem Koali-
tionsvertrag geeinigt. Dennoch wird 
die Vereinbarung zurzeit neu verhan-
delt. Dem Vernehmen nach  wollen 
die Wohnungsbaugesellschaften, dass 
ihre Mieterhöhungsmöglichkeiten 
weniger beschränkt werden. Außer-
dem haben sie vorgeschlagen, neuge-
baute Wohnungen auch als Einzel-
eigentum verkaufen zu dürfen –  eine 
Idee, die Stadtentwicklungssenator 
Andreas Geisel (SPD) schon begrüßt 
hat, von den Grünen und Linken 
aber vehement abgelehnt wird.
Weder Mieterverein noch andere 
zivilgesellschaftliche Verbände sind 
bisher in die Verhandlungen einbe-
zogen. Der BMV mahnte an, die lan-
deseigenen Wohnungsunternehmen 
auch in der Krise als „Garanten des 
sozialen Wohnens“ zu begreifen. 

„Die soziale Wohnraumversorgung 
müssen die Städtischen leisten – an-
dere Wohnungsunternehmen haben 
sich einem solchen Auftrag bisher 
entzogen“, erklärte BMV-Geschäfts-
führerin Ulrike Hamann.
Der BMV fordert zusammen mit Ge-
werkschaften, Sozialverbänden und 
Initiativen in einem Offenen Brief, 
dass das  Mieterhöhungsmoratorium 
für die landeseigenen Unternehmen 
verlängert werden soll. Wegen der 
stark steigenden Energiepreise dür-

KOOPErATIOnSVErEInBArung

Bröckelt die Sozialver
MieterMagazin 11/2022

Fo
to

: C
hr

is
ti

an
 M

uh
rb

ec
k

fe nicht auch noch die Nettokalt-
miete angehoben werden. Bei Wie-
dervermietungen sollen 75 statt bis-
her 63 Prozent der Wohnungen an 
Haushalte mit Wohnberechtigungs-
schein (WBS) gehen, denn der Kreis 
der Wohnberechtigten hat sich er-
heblich vergrößert. Um Diskriminie-
rungen zu beenden, appellierte der 
Mieterverein, die Unternehmen auf 
das Leitbild „Berlin vermietet fair“ 
zu verpflichten. 
Des Weiteren sollen in allen Wohnge-
bieten Mieterbeiräte mit klaren Mit-
bestimmungsrechten gebildet und 
die Gewerbemieten gedeckelt wer-
den. Insbesondere die in den Kiezen 
so wichtigen sozialen, medizinischen 
und kulturellen Einrichtungen könn-
ten nicht mehr als 10 Euro pro Qua-
dratmeter zahlen.
Zumindest die Forderung nach dem 
Mietenmoratorium wurde schnell er-
füllt. Zwei Tage nach dem Offenen 
Brief verkündete Bausenator Geisel, 
dass bis Ende 2023 die Mieten bei 
den Städtischen nicht erhöht werden.
Jens Sethmann
Gottfried Schenk:
„West-Berlin 

Kiez & Subkultur
1975 – 1990“, Berlin, 

2021, deutsch/englisch,  
29,90 Euro

Buchtipp
zille ist mit von der Partie
Vor fast 50 Jahren stand Gottfried Schenk, ein junger Mann aus 
Österreich, der sich gerade eine Spiegelreflexkamera  gekauft 
hatte, in der ersten großen Foto-Ausstellung des Berliner Künst-
lers Heinrich Zille im Berlin-Museum in der  Lindenstraße. Zilles 
beeindruckende Aufnahmen der Berliner Kieze zeigten Schenk 
eine Stadt, die es nicht mehr gab. Vor allem aber lehrten sie ihn 
einen Blick, mit dem er von nun an seine Umgebung betrach-
tete und seinerseits im Bild festhielt: das sich verändernde Le-
ben im Kiez und das Aufbegehren und der Aufbruch einer jun-
gen, politisierten Generation. Weil die Abrissbirne den Fotogra-
fen selbst bedrohte, schloss er sich der Mieterinitiative Sanie-
rungsgebiet Klausenerplatz an und dokumentierte nun auch die 
Aktivitäten gegen die Entmietung ganzer Straßenzüge. Es sind 
aber vor allem die Leute aus dem Kiez, die auf seinen Fotos be-
rühren. Er erinnert an die sich etablierende Alternativszene, in 
der sich Produktionskollektive gründeten, Bäckereien basisdemo-
kratisch geführt wurden und genossenschaftliche Firmen alle 
Mitarbeiter gleich entlohnten. Wen Berliner Geschichte interes-
siert und wer etwas über die Vorgänger heutiger Aktionen und 
Initiativen wissen möchte, wird in dem Fotoband von Gottfried 
Schenk finden, was er sucht.  rm
11
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gen, fragwürdige altregelungen

ie Förderbedingun­

gen für den Sozialen 

Wohnungsbau 

lassen keine abkehr 

von den alten 

Fehlern erkennen

Fo
to

: N
ils

 R
ic

ht
er
Der Senat hat die Gelder für den 
Sozialen Wohnungsbau aufgestockt 
und neue Förderbestimmungen 
beschlossen. Der Berliner Mieter­
verein (BMV) warnt vor einer „Fehl­
förderung“.

Für das laufende Jahr hat der Senat 
die Fördersumme auf 233 Millionen 
Euro erhöht, 2023 stehen 340 Millio­
nen Euro zur Verfügung. Der Löwen­
anteil fließt nach den neuen Woh­
nungsbauförderungsbestimmungen 
(WFB 2022) in das Fördermodell 1, 
mit dem Wohnungen entstehen, die 
zu einer Anfangsmiete von 6,60 Eu­
ro pro Quadratmeter (nettokalt) ver­
geben werden. Diese Wohnungen 
gehen zur Hälf te an Inhaber eines 
Wohnberechtigungsscheins (WBS) 
unter der bundesweiten Einkommens­
grenze – bei einem Einpersonenhaus­
halt liegt sie bei einem Jahreseinkom­
men von 12 000 Euro. Die  andere 
Hälfte geht an Haushalte, deren Ein­
kommen bis zu 40 Prozent  darüber 
liegen, also bei einer Person bis 
16 800 Euro. 

Sozialer WohnunGSBau

Fragwürdige neuerun
12

Vor intensiver 

Sonnen strahlung 

schützt sich wider 

besseren Wissens 

nur die hälfte der 

Bevölkerung
Das Fördermodell 2 richtet sich an 
mittlere Einkommensgruppen, die 
bis zu 80 Prozent über dem Bundes­
WBS liegen: Single­Haushalte mit 
bis zu 21 600 Euro pro Jahr können 
damit Wohnungen zu 9 Euro pro 
Quadratmeter bekommen. 
Der BMV kritisiert, dass die beiden 
Modelle nicht mehr gekoppelt sind. 
Bisher konnten Investoren nur dann 
Mittel aus dem Modell 2 erhalten, 
wenn sie im selben Bauvorhaben 
auch die Förderung für die unters­
ten Einkommensgruppen nutzten. 
Wenn künftig die Investoren vorran­
gig das Modell mit den höheren Ein­
stiegsmieten wählen, führe das da­
zu, „dass am Bedarf vorbei gebaut 
wird“, so BMV­Geschäftsführerin Ha­
mann. Der Senat will eine Schiefla­
ge der Förderung dadurch vermei­
den, dass für das mittlere Preisseg­
ment höchstens 20 Prozent des ge­
samten Förderbudgets zur Verfü­
gung stehen.
Die Mietpreis­ und Belegungsbin­
dungen gelten weiterhin nur 30 Jah­
re lang, danach können die Eigentü­
d über Strah
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mer über die Wohnungen frei verfü­
gen. „Die soziale Zwischennutzung 
wird mit Geschenken an die private 
Wohnungswirtschaft teuer erkauft 
und alte Fehler werden wiederholt“, 
bemängelt Ulrike Hamann. 
Die neue Förderrichtlinie trat am 
1. Oktober in Kraft und ist nur ein 
Jahr lang gültig. Bis zur nächsten 
Neufassung will der Senat einige 
grundsätzliche Probleme des Sozia­
len Wohnungsbaus klären.
Jens Sethmann
lung?
eine umfrage zum Wissen der Be­
völkerung über die Gefahren, die 
von Strahlen ausgehen, zeigt vor al­
lem Ängste auf. Sie dokumentiert 
Sorglosigkeit und fehlende informa­
tion sowie belegt, dass Wissen – so 
denn vorhanden – nicht konsequent 
umgesetzt wird.  

BFS­StuDie zu uV, raDon & Co

Was weiß Deutschlan
In einer aktuellen Studie des Bun­
desamtes für Strahlenschutz (BfS) 
gaben zwei Drittel an, dass ihre 
größte Sorge die vor einer radioak­
tiven Belastung sei – etwa hervor­
gerufen durch einen Unfall in einem 
Atomkraftwerk. Wie sie sich selbst 
nach einem Austritt von Radioakti­
vität verhalten sollten, wissen aller­
dings nur zwei von zehn Befragten. 
Neben einem Informations­ und 
Wissensdefizit zeigt die Studie aber 
auch Inkonsequenz im  persönlichen 
Verhalten auf: Obwohl 78 Prozent 
die Risiken erhöhter UV­Strahlung 
kennen, schützen sich nur 46 Pro­
zent tatsächlich vor intensiver Son­
ne. Besonders sorglos gehen junge 
Menschen zwischen 16 und 29 Jah­
ren mit dem Thema um. 
Immer mehr Menschen verbinden 
den Begriff „Strahlung“ auch mit 
dem Mobilfunk, wie dem Smart­
phone oder mit Mobilfunkmasten. 
Nur die wenigsten fühlen sich vor 
diesen Strahlen sehr gut geschützt. 
Das ist bei medizinischen Untersu­
chungen anders: Über 80 Prozent 
trauen hier dem Strahlenschutz. 
Eine Strahlenquelle, über die noch 
kaum jemand Bescheid weiß, ist das 
radioaktive Gas Radon. Es stellt – 
nach dem Rauchen – den zweitgröß­
ten Risikofaktor für Lungenkrebs dar. 
Radon entsteht im Erdreich, wenn 
Uran und Radium zerfallen. Auf ei­
ner speziellen Karte weist das BfS 
auf gefährliche Regionen hin. Berlin 
gehört danach nicht dazu.
Rosemarie Mieder
L Die Umfrage 
„Was denkt 
Deutschland über 
Strahlenschutz?“ 

und viele weitere 
Informationen wie 
die Radon-Karte 

finden Sie unter:

www.bfs.de
MieterMagazin 11/2022

https://www.bfs.de


Der jahrelange 

leerstand geht an die 

Gebäudesubstanz: 

Chausseestraße 32 

mit 43 Wohnungen
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in der Chausseestraße in Mitte ste­
hen in zwei Mietshäusern insge­
samt fast 70 Wohnungen leer – un­
genehmigt und zum teil seit 2015. 
Wie häufig in solchen Fällen behaup­
tet das Bezirksamt, man könne 
nichts unternehmen, solange das 
gerichtliche Verfahren laufe. ein 
Kenner in Sachen Verwaltungsrecht 
sieht das anders. 

Das Gebäude Chausseestraße 53 
ist eine Ruine. Die meisten  Fenster 
sind eingeschlagen und wurden von 
 innen provisorisch verrammelt. Die 
Toreinfahrt ist zugemauert. Hier 
wohnt ganz offensichtlich niemand 
mehr. Ein paar hundert Meter wei­
ter, in der Chausseestraße 32, wur­
den kürzlich alle Versorgungsleitun­
gen gekappt. Auch dieses Haus ist 
arg heruntergekommen. 
Trotz mehrerer Nachfragen des Mie­
terMagazins will das Bezirksamt Mit­
te unter Hinweis auf das  laufende 
Verfahren zur Zweckentfremdung kei­
nerlei Informatio nen an die Öffent­
lichkeit herausgeben. Für das Gebäu­
de Chausseestraße 32 wird von der 

„immowert“­Immobiliengruppe auf 
deren Homepage die Errichtung eines 
Wohn­ und Geschäftshauses samt Ga­
rage angekündigt. Der Abriss scheint 
beschlossene Sache zu sein. 
Erst eine Kleine Anfrage der Bezirks­
verordneten Martha Kleedörfer (Lin­
ke) machte das erschreckende Aus­
maß öffentlich. In der Chausseestra­
ße 53 stehen 25 Wohnungen leer, der 
Leerstand sei seit 2015 bekannt. In 
der Nummer 32 stehen sogar sämt­
liche 43 Wohnungen leer. Vom Be­
zirks amt angeschrieben, reichten bei­
de Eigentümer Anträge auf Zweck­
entfremdung nach. Für die Nummer 
32 werden diese derzeit bearbeitet, 
für die Nummer 53 wurde der Antrag 
abgelehnt. Hier sei aktuell ein Verfah­
ren vor dem Verwaltungsgericht an­
hängig, weshalb der Leerstand in bei­
den Fällen nicht sanktioniert wird. 
Die behördliche Untätigkeit sei zwar 
nachvollziehbar, aber rechtlich nicht 
geboten, erklärt Rechtsanwalt Klaus­

leerStanD ChauSSeeStraSSe

leerstand unter den 
augen der Behörde
MieterMagazin 11/2022
Martin Groth: „Mit dem Ablehnungs­
bescheid hat die Behörde  verbindlich 
entschieden, dass die rechtlichen 
 Voraussetzungen nicht dafür vorlie­
gen, das Gebäude leerstehen zu las­
sen.“ Die mögliche Anfechtung ei­
ner solchen Entscheidung von der 
 Eigentümerseite führe nicht dazu, 
dass die Behörde nicht gegen den 
Leerstand vorgehen und beispiels­
weise die Wiedervermietung anord­
nen kann. Doch das würde weitere 
gerichtliche Verfahren nach sich zie­
hen – und diesen Aufwand  scheuen 
die Bezirksämter. Die Folge: 68 Woh­
nungen in bester Lage stehen dem 
Markt nicht zur Verfügung. 
Birgit Leiß
Miethöhe: neubau versus Bestand
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Wer sich für eine Neubauwohnung entscheidet, hat zwar eine moder­
ne Bleibe, zahlt meist aber mehr Miete als für eine Bestandsimmo­
bilie. Bei der Höhe des Aufpreises bestehen allerdings große Unter­
schiede zwischen den einzelnen Städten. Die höchsten Mehrkosten 
für beispielsweise eine Neubauwohnung mit drei Zimmern und 80 
Quadratmetern zahlen Mieter in Frankfurt (plus 280 Euro). 
Auch in anderen Metropolen müssen Wohnungssuchende mit deut­
lichen Mehrkosten rechnen. So ist die monatliche Miete einer  neuen 
Wohnung in Hamburg um 250 Euro höher als bei einer Bestands­
wohnung. In Berlin beträgt der Unterschied sogar 260 Euro. Zu be­
achten ist aber, dass Mieterinnen und Mieter von Neubauwohnun­
gen wegen eines besseren energetischen Zustandes weniger heizen 
müssen, was angesichts der rasant steigenden Energiepreise einen 
großen finanziellen Vorteil bedeuten kann.  immowelt
13
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Sonnenstrom 
    von jedem Dach

Verwirklichte  Solarprojekte 
gemeinwohlorientierter 
Wohnungsunternehmen: 
GeWoSüd, Degewo-
Zukunftshaus, Neuköllner 
Genossenschaft eG 
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Seit Juli vergangenen Jahres ist das „Solargesetz Berlin“ 
in Kraft. Sein Ziel: Berliner Dächer flächendeckend mit 
Photovoltaikanlagen auszustatten. Nur so kann die Un-
abhängigkeit von fossilen Energieträgern gelingen, die 
notwendig ist, um dem Klimaziel eines Null-Ausstoßes 
von CO2 näher zu kommen. Immerhin schon näherge-
kommen ist man der Einsicht, dass die Geschwindigkeit 
dorthin drastisch erhöht werden muss. Das ist in erster 
Linie nicht dem spürbaren Klimawandel anzurechnen, 
sondern den schmerzhaften Einschnitten, die sich als 
Folge des russischen Ukraine-Feldzuges in den Taschen 
der privaten wie der öffentlichen Haushalte bemerkbar 
machen. Doch wie immer geht es in den Köpfen schnel-
ler als in der Praxis. Ein Blick auf Berlins Photovoltaik-
Pläne. Und auf seine Photo voltaik-Realität.

Berlins  Solarpläne –
zu viel Bürokratie, 
zu wenig Förderung
MieterMagazin 11/2022
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Eines der wenigen 
Beispiele einer 
Photovoltaik-
Freiflächenanlage 
(Mariendorf) – inner-
halb der Stadt sind 
geeignete Flächen 
knapp und teuerFo
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erlin steckt im selben Dilem-
ma wie die meisten anderen 
Großstädte: hoher Verbrauch, 

aber niedrige Ei genproduktion von 
Strom. Die Lösung: Solarenergie. Bis 
2035 soll ein Viertel des in Berlin be-
nötigten Stroms   klimaneutral von 
der Sonne produziert werden, so 
sieht es der „Masterplan Solarcity 
Berlin“ vor. Für traditionelle Wind-
kraftanlagen hat Berlin kaum Platz, 
aber massenhaft Dachflächen. Al-
lerdings werden allein die Dächer 
öffentlicher Gebäude für das ge-
setzte Ziel bei Weitem nicht aus-
reichen. Analysen zeigen, dass da-
zu alle technisch geeigneten Gebäu-
de herangezogen werden müssen. 
Und deshalb gilt ab dem kommen-
den Jahr die im Solargesetz veran-
kerte „Solarpflicht“ auch für Wohn-
gebäude. 
Unterworfen sind dieser Pflicht Neu-
bauten mit Baubeginn ab 1. Januar 
2023 sowie Bestandsgebäude, auf 
denen ab demselben Datum „we-
sentliche Umbauten des Daches“ vor-
genommen werden. Als „wesentlich“ 
gelten bei den Bestandsgebäuden 
Dach-Umbauten, die nicht der In-
standhaltung oder Beseitigung von 
Sturmschäden dienen, sondern eine 
umfassende Erneuerung der was-
serführenden Dachschicht zum Ziel 
haben. Bei Neubauten müssen dann 
mindestens 30 Prozent der Brutto-
dachfläche mit einer Photovoltaik-
Anlage (PV-Anlage) bedeckt sein, 

bei Bestandsbauten mindestens 30 
Prozent der Nettodachfläche. Brut-
todachfläche ist die gesamte Dach-
fläche eines Hauses. Werden davon 
die nicht nutzbaren Bereiche wie 
Dachfenster, Verschattung oder 
Nordausrichtung abgezogen, hat 
man die Nettogesamtfläche. 
Alternativ zur prozentualen Mindest-
größe kann als Bemessungsgrund-
lage auch die installierte Leistung 
herangezogen werden. Bei Wohn-
gebäuden mit maximal zwei Woh-
nungen müssen das 2 Kilowatt, bei 
Häusern mit drei bis fünf Wohnun-

B

Solarpflicht: Aus­
nahmen erlaubt nur 
der Denkmalschutz
MieterMagazin 11/2022
gen 3 Kilowatt und bei Gebäuden 
mit sechs bis zehn Wohnungen 6 
 Kilowatt sein.
Bei Nichtbeachtung drohen emp-
findliche Strafen: für Mehrfamilien-
häuser bis zu 25 000 Euro. Ausnah-
men gelten etwa, wenn die zustän-
dige Denkmalschutzbehörde eine 
Installation auf dem Dach untersagt 
oder wenn die Dachfläche aus-
schließlich nach Norden ausgerich-
tet ist. Das Gesetz greift zudem nur 
für Gebäude, die mehr als 50 Qua-
dratmeter Nutzfläche haben. 
Und was passiert mit dem Sonnen-
strom, den die Anlage auf dem Dach 
schließlich liefert? 
Im Eigenheim ist die Sache klar: Wer 
eine Photovoltaik-Anlage montieren 
lässt, bezieht fortan den erzeugten 
Strom selbst. Verbraucht er nicht 
alles, wird der Rest ins öffentliche 
Stromnetz eingespeist. 
Bei Mehrfamilienhäusern gibt es 
verschiedene Modelle. So können 
Hauseigentümerinnen und Hausei-
gentümer den Strom komplett ins 
öffentliche Netz einspeisen. „Gibt 
der Anlagenbetreiber den mit der 
Solaranlage erzeugten Strom in 
das allgemeine Netz, kann er da-
für je nach Veräußerungsform zum 
Beispiel die Marktprämie oder die 
Einspeisevergütung in Anspruch 
nehmen“, schreibt die Bundesnetz-
agentur. 
Anders funktioniert das Mieterstrom-
Modell. Dabei wird die auf dem Dach 
eines Mietshauses gewonnene Solar-
energie direkt ins hauseigene Strom-
L Umfassende 
Beratung zum 
Thema Photovoltaik 
und Mieterstrom 
bietet das Solar-
Zentrum Berlin: 
www.solarwende-
berlin.de/solar
zentrumberlin/das-
solarzentrum-berlin 
Kleine Energiewende vom Ba

Wer über einen Balkon oder eine Terrasse ver-

fügt, kann Solarstrom für den eigenen Haus-

halt  erzeugen und seine Stromrechnung  etwas 

sen ken. Dabei helfen sogenannte Ste cker-Solar-

geräte, die deutlich kleiner sind als klassische 

Photovoltaik anlagen. Der von ihnen gewonnene 

Strom wird über eine Steckdose direkt mit dem 

Stromkreis in der Wohnung verbunden. Von 

dort aus versorgt er die ans Stromnetz ange-

schlossenen Geräte. 

Die Steckersolargeräte haben eine Leistung von 

maximal 600 Watt – und dürfen im Gegensatz 

zu den deutlich größeren und leistungsstärke-

ren Photovoltaikanlagen mit 3 bis 20 Kilowatt 
auch selbst installiert werden. Ganz wichtig: 

Die Montage an Balkon oder an der Fassade 

muss vorab von der Vermieterin oder dem Ver-

mieter genehmigt werden, denn es handelt sich 

um eine bauliche Veränderung. „Aus Unfall-

schutzgründen muss das Modul, das an Balkon 

oder Fassade angebracht werden soll, zudem 

aus Folie oder aus Sicherheitsglas sein“, schreibt 

der Bayerische Rundfunk. 

Bei der Ausrichtung sollte Süden, Westen oder 

Osten gewählt werden – idealerweise ein Ort, 

der nie ganz im Schatten liegt. Und obwohl die 

Anbringung sicher kein Hexenwerk ist, bietet es 

sich an, den Anschluss von Fachleuten zumin-
L Strom vom 
Balkon? Rund 

um das Thema 
Stecker-Solar 

informiert die 
Verbraucher-

zentrale unter 
www.verbraucher

zentrale.de/wissen/
energie/erneuer
bare-energien/

steckersolar-solar
strom-vom-balkon-

direkt-in-die-
steckdose-44715
15

https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/energie/erneuerbare-energien/steckersolar-solarstrom-vom-balkon-direkt-in-die-steckdose-44715
https://www.solarwende-berlin.de/solarzentrumberlin/das-solarzentrum-berlin
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„Kraftwerk 
vorm Balkon“ 
im Bezirk 
Prenzlauer 
Berg

Solarstrompaneele 
auf staatlichen Ein-

richtungen (Schulzen-
trum Friedrichshain, 

Gretel-Bergmann-
Sporthalle): Allein 

mit öffentlichen 
Gebäuden kann 
die Stromwende 

nicht gelingen
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netz eingespeist – bei neueren Anla-
gen ist auch eine Nutzung innerhalb 
des Quartiers möglich – und steht 
so den Mieterinnen und Mietern 
zur Verfügung. Diese können den 
„hausgemachten“ Strom beziehen, 
müssen es aber nicht: Sie sind wei-
terhin frei in der Anbieterwahl. Wird 
mehr Strom produziert, als im Haus 
verbraucht wird, fließt auch hier der 
Rest ins allgemeine Stromnetz. Und: 
Auch bei schlechtem Wetter brau-
chen Mieterstrom-Beziehende  kei-
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nen Strommangel zu fürchten. „Sollte 
die Stromversorgung zum Beispiel 
aufgrund von schlechtem Wetter 
durch die Solaranlagen nicht ausrei-
chen, stellen wir die Versorgung mit 
zertifiziertem Ökostrom über das 
öffentliche Netz sicher“, schreiben 
dazu die Berliner Stadtwerke. 
Vermieterinnen und Vermieter kön-
nen selbst die Installation der PV-
Anlage beauftragen und werden im 
Anschluss zum Stromlieferanten ihrer 
Mieterinnen und Mieter. Sie können 
aber auch die Dachfläche an ein 
Energieunternehmen – in Berlin die 
Stadtwerke – verpachten, das die In-
stallation und die Stromlieferung an 
die Mieter übernimmt („Lieferket-
tenmodell“). Attraktiv für Hausei-
gentümer wird das Ganze durch den 
Mieterstrom-Zuschlag, den sie seit 
der Novelle des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) 2021 in bei-
den Fällen kassieren. 
Auch für Mieterinnen und Mieter 
lohnt sich das Modell finanziell. 
Denn im Energiewirtschaftsgesetz 
ist geregelt, dass der für den Mieter-
strom „zu zahlende Preis (…) 90 
Prozent des in dem jeweiligen Netz-
gebiet geltenden Grundversorgungs
tarifs, auf Basis des Grund- und Ar
beitspreises, nicht übersteigen“ darf. 
In Zeiten explodierender Energie
preise und Konkurs anmeldender 
Stromversorger, in denen viele Men
schen in der Grundversorgung lan
den, kann dies das Portemonnaie 
deutlich entlasten. Bereits 2020 war 
laut Internet-Portal „Statista“ je-
der vierte Haushaltskunde in einem 
Grundversorgungsvertrag. Diese 
Zahl dürfte sich seitdem erhöht ha-
ben. 
Auch Netzentgelte und Stromsteuer, 
netzseitige Umlagen und Konzes-
sionsabgaben – die für Strom fällig 
werden, der über das allgemeine 
Netz bezogen wird – entfallen für 
die Mieterstrom Beziehenden. Die 
Stromkosten setzen sich aus den 
Beschaffungskosten, dem Entgelt 
für den Stromzähler und der Mehr-
wertsteuer zusammen. Gleichzeitig 
gibt es mit dem Mieterstrom-Zu-
schlag für jede Kilowattstunde eine 

Förderung. Laut „Finanztip“ waren 
das im März 2022 zwischen 1,95 und 
3,11 Cent pro Kilowattstunde. Der 
Zuschlag sollte sich ursprünglich mo-
natlich verringern – eine Maßnahme, 
die nun aber bis Februar 2023 aus-
gesetzt und anschließend nur noch 
in Halbjahresschritten vorgenommen 
wird.
Die Berliner Stadtwerke geben Mie
terstrom-Kundinnen und -Kunden 
im Tarif „berlinstrom Sonne+“ ei-
ne Preisgarantie bis Juli 2023 – die 
allerdings „gesetzlich festgelegte 
Steuern, Abgaben und sonstige ho-
heitlich auferlegte Belastungen, wie 

Verwirrend: Preis, Tarife, 
Umlagen, Abgaben ...
dest überprüfen zu lassen. Zudem muss das 

Gerät beim Netzbetreiber angemeldet werden 

– dies geschieht online. 

Einer Beispielrechnung der Verbraucherzentrale 

zufolge liefert ein Standardmodul mit 300 Watt 

Leistung am Südbalkon etwa 200 Kilowattstun

den Strom pro Jahr. Das entspricht dem jähr-

lichen Betriebsaufwand einer Waschmaschi-

ne und eines Kühlschranks in einem Zweiper-

sonenhaushalt – oder einer jährlichen Ersparnis 

von 56 Euro bei einem Strompreis von 28 Cent 

pro Kilowattstunde. Rechnet man dies mit dem 

Kaufpreis eines Stecker-Moduls auf, der bei et-

wa 350 bis 500 Euro liegt, amortisiert sich das 
Gerät sechs bis neun Jahre nach Kauf. Es kann 

aber 20 Jahre oder sogar länger Strom produ-

zieren. Einige Kommunen und Regionen haben 

eigene Förderprogramme aufgelegt – sicherlich 

auch für Berlin eine gute Option, um noch mehr 

Bürgerinnen und Bürger für die Energiewende 

zu gewinnen.  kb



Alles hilft: Dem Ziel 
einer 25prozentigen 
Bedarfsdeckung 
durch Solarstrom 
sind alle entsprechen-
den Maßnahmen 
förderlich
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Umlagen und Netzentgelte“ aus-
drücklich ausschließt. Dafür werden 
8,90 Euro Grundpreis plus 29,80 Cent 
pro Kilowattstunde (kWh) Strom fäl-
lig. Zum Vergleich: Bei Vattenfall, 
dem Berliner Grundversorger, sind 
es seit dem 1. Oktober für Neukun-
den 7,49 Euro monatlich – allerdings 
kommt noch ein Entgelt für den 
Zähler dazu. Zusätzlich werden ver-
brauchsabhängig 33,12 Cent pro 
Kilowattstunde abgerechnet. Bei ei
nem Zweipersonenhaushalt mit bei
spielsweise einem jährlichen Strom
verbrauch von 2500 Kilowattstun
den fallen im Mieterstrom-Modell 
demnach Verbrauchskosten von 
monatlich 74,50 Euro an, bei Vat-
tenfall gut acht Euro mehr. 
Für den Einbau der Photovoltaik-
Anlage in Häusern mit Mieterstrom-
Modell zahlen Mieterinnen und Mie
ter nichts, denn die Investition darf 
in der Regel nicht auf die Mieter
schaft umgelegt werden. Wird die 
Anlage von einer Contracting-Firma 
betrieben, entstehen dem Vermieter 
ohnehin keine Kosten – sie können 
also auch keine Kosten umlegen. 
Anders verhält es sich, wenn mit der 
Anlage Kosten eingespart werden 
für Strom, der gemeinschaftlich ver-
braucht wird – etwa für den Aufzug 
oder die Treppenhausbeleuchtung. 
Dann ist eine Kostenumlage der In-
vestition erlaubt. 
Für die Umlage von Mehrkosten ei-
ner Gebäudeversicherung, die durch 
die Einbeziehung einer Versicherung 
der PV-Anlage entstehen, gilt dies 
nicht automatisch. Es muss vielmehr 
unterschieden werden, ob der Ver-
mieter oder die Vermieterin selbst 
die Mieterstromanlage betreibt. Ist 
dies der Fall, kann eine Umlage rech-
MieterMagazin 11/2022
tens sein – so die Fachleute des Ber-
liner SolarZentrums, das rund um das 
Thema Solarenergie berät. Wird die 
Anlage hingegen extern betrieben, 
dürfte eine Umlage nicht zulässig 
sein. Eine konkrete Bewertung müs-
se immer für den jeweiligen Einzel
fall vorgenommen werden. 
Die Installation der Anlage auf dem 
Dach sollte auch während der Bau-
arbeiten keine große Einschränkung 
für die Hausbewohnerschaft mit sich 
bringen. „Mehr als ein paar Tage 
sollte die Installation der Module 
nicht dauern. Im Gebäude sind da-
rüber hinaus noch Elektroarbeiten 
notwendig, allerdings nicht in den 
einzelnen Wohnungen“, meint das 
SolarZentrum.
Ein Gerücht hält sich hartnäckig: 
Von Solaranlagen gehe eine erhöhte 
Brandgefahr aus. Hier gibt es mitt-
lerweile Entwarnung: „Das Risiko, 
das von Photovoltaikanlagen selbst 
ein Brand ausgeht, ist sehr niedrig. 
Wenn die Anlage aus hochwertigen 
Komponenten besteht, fachgerecht 
angebracht ist und regelmäßig ge-

wartet wird, sinkt eine etwaige 
Brandgefahr durch die Anlage noch 
weiter“, schreibt die Verbraucher-
zentrale Schleswig-Holstein. Auch 
gesundheitliche Risiken durch Elek-
trosmog, der von den Anlagen aus-
gehen könnte, seien unter anderem 
durch die Abschirmung des Daches 
nicht zu erwarten, so ein Experte 
des Wissenschaftsladens Bonn.
Insgesamt klingt das Mieterstrom-
Modell also nach einer Win-Win-Si-

Erhöhte Brandgefahr ist 
ein hartnäckiges Gerücht
tuation. Nur: An der flächendecken
den Umsetzung hapert es noch ge-
waltig. Bereits 2013 gingen erste 
Anlagen auf Mehrfamilienhäusern 
ans Netz – dennoch sind in Berlin 
heute gerade einmal 169 Mieter-
strom-Projekte aktiv, wie das von 
der Bundesnetzagentur betriebene 
Marktstammdatenregister zeigt. Die 
Für die Klimaneutralität muss  
Berlin den Verbrauch drosseln
Bis zum Jahr 2045 soll Berlin klimaneutral 

sein. Das ist im Berliner Klimaschutz- und 

Energiewendegesetz festgeschrieben, ebenso 

wie zeitliche Etappen und Maßnahmen. Ne-

ben der Reduktion von Kohlendioxidemissio

nen muss der Anteil erneuerbarer Energien am 

Berliner Energiemix deutlich erhöht werden. Im 

Jahr 2018 kamen lediglich 5,3 Prozent des pro

duzierten Stroms aus Wind, Sonne und Co. Eine 

aktuelle Studie zeigt, dass Berlin theoretisch 

bis 2030 seinen Energiebedarf komplett aus 

erneuerbaren Energien decken könnte. Die 

Autorinnen und Autoren, das internationale Ex-

pertennetzwerk Energy Watch Group (EWG), 

sehen das größte Potenzial in Solaranlagen auf 

Dächern. Ohne Photovoltaik-Freiflächenanla-

gen in Brandenburg dürfte es trotzdem schwie-

rig werden, so die Studie. Und auch bei der 

Windkraft spielt die Mark eine wichtige Rolle: 

Drei Gigawatt müssten dort zusätzlich produ

ziert werden. Bei Bioenergie und Geothermie 

müssten die Kapazitäten von 700 auf 3300 

Megawatt hochgefahren werden. Auch Batte-

rie- und Wasserstoffspeicher wären notwen-

dig, der Wasserstoff könne in der Region her

gestellt werden. Zwecks Klimaneutralität müsste 

aber auch der Berliner Gesamtenergieverbrauch 

um 16 Prozent gedrosselt werden. Stellschrau-

ben hierfür sehen die Autorinnen und Autoren 

in den Bereichen Verkehr und Wärme. 

kb
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Nach viel Kritik 
hat Berlin vor 

Kurzem sein 
Photovoltaik-

Förderprogramm 
modernisiert und 
die Fördermittel 

aufgestockt
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Süddeutsche Zeitung berichtete im 
Januar 2022 von bundesweit weni-
ger als 4000 Mieterstrom-Anlagen 
und berief sich dabei ebenfalls auf 
die Bundesnetzagentur. Dabei hatte 
eine Potenzialanalyse im Jahr 2017 
bundesweit 370 000  Wohnhäuser 
mit 3,8 Millionen Menschen als 
„mieterstromtauglich“ ermittelt. In 
Berlin gibt es einer Untersuchung 
der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft (HTW), dass 44 Prozent 
des heutigen Berliner Strombedarfs 
mit Solarenergie gedeckt werden 
könnten. Tatsächlich liegt der An-
teil der Solarenergie in Berlin aber 
bei nur etwa einem Prozent. 

Die mangelhafte Umsetzung liegt 
Expertinnen und Experten  zufolge 
daran, dass es ein hoher bürokra ti-
scher Aufwand ist, eine Photo vol taik  -
anlage auf dem eigenen Mietshaus 
installieren zu lassen. 
Die Fördersumme wird immer wie-
der als zu gering kritisiert – so wurde 
bis zum Sommer von Verbraucher-
schützern argumentiert, sie werde 
von der EEG-Umlage wieder auf-
gefressen. Immerhin: Diese fiel im 

Enormes Potenzial   
im Schlafzustand
Juli dieses Jahres weg. Ein weiterer 
wiederkehrender Kritikpunkt: der 
Fachkräftemangel in der Solarbranche
der einem schnellen Ausbau entge-
gensteht. Dr. Volker Quaschning, 
Professor für Regenerative Ener gie-
systeme an der HTW, fordert ei ne 
Ausbildungsoffensive, um dem ab-
zuhelfen. 
Berlin hat auf einige der Kritikpunkte
reagiert und im Juli dieses Jahres mit 
„SolarPLUS“ ein neues Förderpro-
gramm beschlossen. Bis Ende 2023 
stehen Fördermittel von 6,9 Millio-
nen Euro zur Verfügung. Eigentü-
mern von Mehrfamilienhäusern 
 ste hen zahlreiche Fördermöglichkei-
ten zur Verfügung. So kann etwa der 
Kauf von Stromspeichern mit 45 bis 
65 Prozent der Kosten gefördert wer-
den, maximal gibt es 30 000 Euro pro 
Anlage. Auch  Mach barkeitsstudien, 
Konzepte für die Installation von 
Stromzählern und Veränderungen an 
der Hauselektrik sind weitere förder-
fähige Posten. 
Beim Mieterstrom sollen die im Som-
mer von der Bun desregierung be-
schlossenen Neuerungen des EEG 
2023 Erleichterung bringen: Zum 
einen wurde die Einspeisevergü-
tung für alle angehoben. Zudem 
sind ab kommendem Jahr auch Mie-
terstrom anlagen oberhalb der 100-
kW-Grenze förderfähig, was laut 
„pv magazine“ innovative Neubau-
Quartierslösungen fördert, aber 
kaum Verbesserungen bei bestehen-
den Projekten bringen wird. Das 
Experten-Team des SolarZentrums 
sieht die neuen Bedingungen als ver-
tane Chance und hätte sich mehr für 
den Mieterstrom gewünscht.
Klar ist: Berlins Energiewende wird 
nur gemeinsam mit den Bewohne-
rinnen und Bewohnern der Stadt 
 gelingen. Dazu muss aber der büro-
kratische Aufwand geringer und die 
Höhe der Förderung attraktiver wer-
den, Strom auf dem Dach zu pro-
duzieren. Und für Mieterinnen und 
Mieter muss es deutlich einfacher 
werden, diesen Strom auch zu be-
ziehen.
Katharina Buri
Pflicht zum Solardach 
greift um sich 
Eine Photovoltaikanlage auf jedes  öffentliche 

Dach in Berlin – das sieht die im August vergan-

genen Jahres verabschiedete Novelle des Ener-

gie wende- und Klimaschutzgesetzes (EWG) vor. 

Bislang schreitet die Umsetzung jedoch sehr 

langsam voran. Das zeigt das Beispiel Pankow: 

Wie eine Anfrage von Andreas Otto (Grüne) im 

Abgeordnetenhaus zeigte, waren Ende 2021 

Verträge für lediglich 24 Photovoltaikanlagen 

geschlossen – bei 257 öffentlichen Gebäuden 

in diesem Bezirk.

Berlin ist mit seinen Plänen übrigens nicht allein: 

In  Baden-Württemberg gilt bereits seit 2022 ei-

ne Solar pflicht auf Dächern – allerdings nur für 

Nicht-Wohngebäude. Seit 1. Mai dieses Jahres 

gilt sie auch für Wohn-Neubauten, ab 2023 für 

Dachsanierungen. Nordrhein-Westfalen setzt 

auf Parkplätze: Geeignete Flächen mit mehr 

als 35 Plätzen, die nicht zu Wohngebäuden ge-

hören, müssen seit diesem Jahr überdacht und 

mit Solaranlagen ausgestattet werden. Auch in 

Schleswig-Holstein unterliegen Parkplätze seit 

diesem Jahr der Solarpflicht – wenn sie mehr als 

100 Stellplätze haben. Die Solarpflicht gilt zu-

dem im Neubau und bei größeren Dachsanie-

rungen. In Hamburg, Rheinland-Pfalz und Nie-

dersachsen kommt die verpflichtende Ausstat-

tung mit Photovoltaik ebenfalls im kommenden 

Jahr. Pläne dafür gibt es außerdem in Bremen, 

Bayern und Sachsen. 

kb
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Hintergrund

Faktor energie- E
verbrauch: auch 

wenn äußerlich 

weniger attraktiv  

schlägt inzwischen 

ein wärmegedämmter 

altbau das stuckver-

zierte nachbarhaus 

ohne Dämmung
IBB-WohnungsmarktBarometer 2022

energieeffizienz schlägt 
 komfortausstattung
Die Wucht der energiekrise erreicht nun auch den Wohnungsmarkt. Der 
energetische Zustand ist laut IBB-Wohnungsmarktbarometer mittlerwei-
le das entscheidende merkmal einer Wohnung. Balkone oder einbaukü-
chen sind nicht mehr so wichtig. sowohl die, die dort wohnen, als auch 
die, denen die Wohnungen gehören, wünschen sich eine Verringerung 
der heiz- und Warmwasserkosten durch entsprechende technik.
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Jahrzehntelang galt auf dem Immo­
bilienmarkt als wichtigstes  Kriterium 
das schon sprichwörtliche  „Lage, 
Lage, Lage“. Mit der extremen Ver­
teuerung der Energie ist das auf dem 
Wohnungsmarkt passé. „Heizung – 
Dämmung – Effizienz“ lautet nun der
Dreiklang. Der energetische Zustand
werde die „entscheidende Kennzahl
auf dem Wohnungsmarkt“, so das
Ergebnis des Wohnungsmarktbaro

heizung – Dämmung – 
effizienz

meters 2022 der Investitionsbank 
Berlin (IBB). Für diesen Bericht wer­
den jährlich über 200 Expertinnen 
und Experten zu ihren Einschätzun­
gen über den Berliner Wohnungs­
markt befragt. Auch der Berliner 
Mieterverein (BMV) hat seine Be­
urteilungen abgegeben.
Was macht eine gute Mietwohnung 
aus? Bislang waren vor allem die 
günstige Lage und die Ausstattung 
mit Balkon oder Terrasse wichtig. 
Neuerdings wird aber ein niedri­
ger Energieverbauch und geringer 
/2022
Schadstoffausstoß zum entschei­
denden Nachfragefaktor. Auf dem 
Eigentumswohnungsmarkt ist dies 
schon das wichtigste Kriterium. 
Bei den Mietwohnungen ist zwar 
die günstige Miete immer noch die 
Kardinalfrage. Der energetische 
Zustand ist aber im Vergleich zum 
Marktbarometer von 2021 um drei 
Plätze auf Rang zwei vorgerückt. 
Balkon und Terrasse, eine gute Lage 
und ein stabiles soziales Umfeld sind 
bei der Bewertung inzwischen weni­
ger wichtig. Die Wertschätzung für 
Aufzüge, neuwertige Bäder, attrakti­
ve Außenanlagen und Einbauküchen 
nimmt sogar deutlich ab. Es geht al­
so zunächst darum, eine Bleibe ohne 
Schnickschnack zu haben, die auch 
bei steigenden Energiepreisen halb­
wegs bezahlbar ist. 
BMV­Geschäftsführerin Ulrike Ha­
mann wundert sich darüber nicht: 
„Mehr als die Hälfte der Mieterinnen 
und Mieter in Berlin hat ein niedri­
ges Einkommen. Im Einkommensver­
gleich liegt Berlin unter 80 Städten 
auf Platz 46. Die Menschen suchen 
also zuallererst nach preiswerten 
Mieten und versuchen zudem, den 
Preistreiber Energiekosten zu mini­
mieren.“
Klimaschutz und Klimaresilienz 
werden das Bild des Berliner Woh­
nungsmarktes in den kommenden 
Jahren nachhaltig verändern – und 
das nicht nur angesichts der aktuel­
len Energiekrise, meint der IBB­Vor­
standsvorsitzende Hinrich Holms. 
„Neubau und Energie müssen noch 
mehr zusammen gedacht und be­
handelt werden.“
Auch bei der Frage nach den größ­
ten Schwierigkeiten im Wohnungs­
bestand stehen die Fachleute unter 
dem Eindruck der Energiekrise. Stei­
gende Neben­ und Betriebskosten 
werden als das drängendste Problem 
im Mietwohnungsbestand gesehen. 
Die am zweithäufigsten genannte 
Herausforderung sind die steigenden 
Nettokaltmieten, gefolgt von dem 
Problem, dass Modernisierungen 
nicht über marktfähige Mieten zu 
finanzieren seien. Beklagt werden 
auch Schwierigkeiten bei der Umset­
zung des Klimaschutzes im Bestand 
sowie eine Wohnungsbauförderung, 
die für energetische oder barriere­
beseitigende Maßnahmen nicht be­
darfsgerecht sei. Trotz Widrigkeiten 
wurde das Investitionsklima für Mo­
dernisierungen und Umbauten aber 
immer noch als „durchschnittlich“ 
bewertet.               Jens Sethmann
   

anspannung – und kein ende in sicht

Der Mietwohnungsmarkt ist nach Ansicht der befragten 
 Expertinnen und Experten insgesamt weiterhin sehr ange­
spannt, insbesondere im unteren und mittleren Preisseg­
ment sowie bei preisgebundenen Wohnungen. Lediglich 
in der oberen Preisklasse mit Nettokaltmieten über 11 Eu­
ro pro Quadratmeter sind Angebot und Nachfrage nahezu 
ausgeglichen. Eine Entspannung ist nicht in Sicht. Der Neu­
bau von Mietwohnungen werde dem Marktbarometer zu­
folge vor allem von steigenden Baukosten und zu wenigen 
geeigneten Bauflächen gebremst. Das Investitionsklima für 
den Neubau habe sich gegenüber dem Vorjahr noch einmal 
verschlechtert.  js
L IBB-Wohnungs-
markt barometer 
2022:

www.ibb.de/de/
ueber-uns/
publikationen/
wohnungsmarkt
barometer/
2022.html
19
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 sebastian Bartels, 

Wibke Werner und 

Dr. Ulrike hamann 

leiten seit septem-

ber den Berliner 

Mieterverein
MieterMagazin-gespräch

ein großes schiff kann man 
 zusammen besser lenken
sogenannten Doppelspitzen – Führungsduos, die gemeinsam und gleich-
berechtigt eine Leitungsfunktion ausüben – begegnet man in der  politik 
schon seit längerer zeit. seltener gibt es sie in  Wirtschaftsunternehmen 
und Verbänden, aber zunehmend werden auch dort solche neuen Führungs -
strukturen diskutiert. Der Berliner Mieterverein wird seit september die-
ses Jahres von einem Führungstrio geleitet. Drei personen an der  spitze: 
das ist eher ungewöhnlich. Wie werden sie das schwergewicht Berliner 
Mieterverein – aktuell: 188 000 Mitglieder – steuern? Und wohin  werden 
sie es steuern? ein gespräch mit den drei BMV-geschäftsführenden 
Wibke Werner, sebastian Bartels und Ulrike hamann.
MieterMagazin: Sie haben gemein­
sam mit dem Vorstand vereinbart, 
dass Sie den Mieterverein als Dreier­
spitze gleichberechtigt leiten wollen, 
was versprechen Sie sich von diesem 
Modell?
Bartels: Sechs Augen nehmen in je­
dem Fall mehr wahr als zwei. Außer­
dem erlaubt dieses Vorgehen eine 
rationellere Aufgabenbewältigung 
und hilft Fehler vermeiden.
hamann: Die Arbeit zu teilen, aber 
Entscheidungen gemeinsam zu tref­
fen ist das, was nach unserer Auffas­
sung gerade bei den Herausforderun­
gen gut funktioniert, die wir vor uns 
haben. Gut ist auch, dass wir gleich­
zeitig an unterschiedlichen Orten sein 
und an unterschiedlichen Themen ar­
beiten können, wo immer wir es aber 
für wichtig halten, das Anstehende 
dann gemeinsam diskutieren. Ein so 
großes Schiff wie den Berliner Mie­
terverein kann man zusammen viel 
besser lenken als alleine.
Werner: Die Idee ist auch, Aufga­
ben gemeinsam anzugehen und sich 
beim Einarbeiten in die verschiede­
nen Arbeitsbereiche zu unterstützen 
und zu entlasten. Wir sind ein gro­
ßer Verein, in dem wir alle gemein­
sam dieses Schiff Mie terverein len­

ken und zum Fahren bringen. Auch 
sind die Themenfel der so komplex – 
da ist es gut zu wissen, Entscheidun­
gen nicht al leine treffen zu müssen.
MieterMagazin: Kommen wir zu den 
politischen Themen  Die  beispiellose 
Energiekrise derzeit bringt viele Men­

„Es ist gut zu wissen, 
 Entscheidungen nicht allein 

 treffen zu müssen.“ 
Wibke Werner
schen in eine finanziell bedrohliche 
Situation. Wo sieht der Mieterverein 
hier Lösungen?
Werner: Zum Einen geben wir allen 
Nachfragenden Tipps, wie sie den 
Wasser verbrauch reduzieren und ihr 
Heiz verhalten optimieren können. 
Au ßer dem bieten wir die rechtli­
che Prüfung der Heizkostenabrech­
nung sowie die weitere Unterstüt­
zung in der Auseinandersetzung mit 
den Vermieter:innen an. Schließlich 
suchen wir auch mit den Vermieter­
verbänden und auch Verbraucheror­
ganisationen das Gespräch, um ge­
meinsam zu überlegen, wie verhin­
dert werden kann, dass Menschen 
ihre Wohnung aufgrund von Ener­
giekostensteigerungen verlieren.
hamann: Deutschlandweit lebt ein 
Drittel der Menschen schon an der 
Grenze zur Armut. Es droht eine 
Wohnungsnot, die sich aus dem An­
häufen von Energieschulden ergibt. 
Und da sind momentan keine Lösun­
gen in Sicht. Auch mit einem Mora­
torium, das energieschuldenbedingte 
Kündigungen verhindert, lassen sich 
diese Schulden nicht abbauen. 
Bartels: In einer Situation wie der 
jetzigen fällt uns auch die vernach­
lässigte energetische Modernisie­
rung auf die Füße. Wir haben einen 
verhältnismäßig geringen Moderni­
sierungsgrad im Wohnungsbestand. 
Die Bestandsgebäude, die vor 1979 
errichtet worden sind, weisen mehr­
heitlich die schlechtesten Effizienz­
klassen auf. Und genau dort woh­
nen auch die ärmeren Mieter:innen. 
Geringere Einkünfte – höhere Ausga­
ben für die Heizung: Hier muss ganz 
schnell gehandelt werden.
hamann: Die verschlafene Energie­
wende zeigt jetzt ihre ganze Trag­
weite. Die jetzigen Entlastungspa­
kete sind kurzfristige Maßnahmen. 
Mittel­ und langfristig braucht es 
eine komplette Änderung des Ener­
giemarktes und der Wohnungsver­
sorgung. 
MieterMagazin: Anderes  aktuel les 
Thema: der Wohnungsneubau. Die 
Messlatte für die  Neubauzahlen wur­
de unrealistisch richtig hoch gehängt. 
400 000 bundesweit, 100 000 in 
Berlin sollen bis Ablauf der Legisla­
turperiode neu entstehen. Ist das 
nicht Ankündigungspolitik nach dem 
MieterMagazin 11/2022



Das Gespräch führte 

MieterMagazin-

Chefredakteur 

Udo Hildenstab
Motto „Seht mal her, wir tun etwas“ 
und am Schluss wird das verfehlte 
Ziel dann wieder wortreich mit un­
vorhersehbaren Faktoren entschul­
digt?
Bartels: Diese Zahlen von 400 000 
Neubauwohnungen im Bund bezie­
hungsweise 100 000 in Berlin waren 
wahrscheinlich von Anfang an zu 
hoch gegriffen – und sie lenken da­
von ab, dass die Zahl der Sozialwoh­
nungen, die wir wirklich brauchen, 
entsprechend bescheiden ausgefal­
len war. 

Werner: Ich finde es absurd, dass es 
immer nur der Neubau ist, der den 
Wohnungsmarkt entspannen soll. 
Bis durch Neubau diese Wirkung 
eintritt, vergeht eine lange Zeit. Im 
Berliner Mieterverein appellieren wir, 
den Blick mehr auf die Bestandsent­
wicklung zu richten. Einerseits aus 
Klimaschutzgründen – jeder Neu­
bau, jede Versiegelung von Flächen 
gefährdet die Einhaltung der Klima­
schutzziele. Zweitens weil der Neu­
bau für Menschen mit mittleren und 
niedrigen Einkommen keine Entlas­
tung bringt. Man hätte die Woh­
nungsversorgung schon seit Langem 
viel kreativer angehen müssen. Hier 

„Die hohen Neubauzahlen 
 lenken von der bescheidenen 

Zahl der Sozialwohnungen ab.“ 
Sebastian Bartels
in Berlin ist uns das Verständnis des 
Begriffes „Versorgung“ aber abhan­
den gekommen. Wohnen wird mit 
den Begriffen des Marktes belegt 
und auch so verstanden.
hamann: Wohnen ist ein Grundbe­
dürfnis. Ich kann mich entscheiden, 
ob ich auf ein Auto verzichte oder 
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nicht. Ich kann mich aber nicht ent­
scheiden, auf das Wohnen zu ver­
zichten. Wir sehen gerade, dass der 
Markt komplett daran scheitert, die 
Wohnungsfrage in irgendeiner Form 
zu lösen – jedenfalls für die Mehr­
heit der Bevölkerung.
MieterMagazin: Auch das von der 
Regierenden Bürgermeisterin Giffey 
angestoßene „Bündnis für Neubau 
und bezahlbaren Wohnraum“, setz­
te sich mit einer leistbaren Woh­
nungsversorgung auseinander. Der 
Berliner Mieterverein hat seine Un­
terschrift unter die Abschlusserklä­
rung verweigert. 
Bartels: Wir hatten zuvor viele für 
unsere Mitglieder wichtige Forde­
rungen zur Mietenbegrenzung vor­
getragen – davon fand sich nichts 
wieder in den Abschlussvereinba­
rungen. Und das, was sich dort 
fand, ist nicht verbindlich. 
hamann: Außerdem hat dieses 
Bündnis für Neubau und bezahlba­
ren Wohnraum bisher weder für das 
eine noch für das andere die Voraus­
setzungen geschaffen. Vieles geht 

nicht über das hinaus, was ohnehin 
schon gesetzlich geregelt ist – und 
wurde dann auch noch als Appell an 
die Wohnungswirtschaft verfasst.
Werner: Als Mieterverein müssen 
wir uns auch gegenüber unseren 
Mitgliedern erklären. Wenn wir eine 
Bündniserklärung unterschreiben, 
die für sie keine Wirkung hat, fragen 
sie zu recht: Warum unterstützt Ihr 
sowas?
MieterMagazin: Zum Schluss  eine 
Frage zur Zukunft dieses Vereins: 
Gibt es in Organisation, Struktur 
und Personalausstattung Defizite, 
die behoben werden müssen?
Werner: Wir werden unsere Bera­
tungsstruktur weiter verbessern, und 
wir müssen neue Bedarfsanforderun­
gen berücksichtigen – wie zum Bei­
spiel jetzt bei der Energiepreisent­
wicklung. Im Übrigen müssen wir 
zu sehen, dass wir weiterhin Mitglie­
der für unseren Verein begeistern 
und gewinnen können.

„Ich kann auf ein Auto 
 verzichten, aber nicht auf 

eine Wohnung.“ 
Ulrike Hamann
Bartels: Es gibt die Überlegung, 
Fachleute aus dem Bereich Sozialar­
beit zu engagieren. Viele Menschen 
haben nicht nur Mietrechtsproble­
me, sondern psychische und s oziale, 
die sich mit Mietproblemen mischen 
–  und da kommt man mit einer 
Rechtsberatung nicht weiter.
hamann: Ich denke, dass wir in un­
seren Beratungen bisher auch noch 
nicht genug die Vielsprachigkeit 
unserer Stadtgesellschaft abbilden. 
Wer Beratungsbedarf in einer der 
wichtigsten bei uns gesprochenen 
Sprachen hat, sollte ein entsprechen­
des Angebot beim Mieterverein vor­
finden.
   

Das team

Wibke Werner fing 2010 als Mitarbeiterin der Geschäfts­
führung beim Berliner Mieterverein (BMV) an. Fünf  Jahre 
zuvor hatte die Berlinerin ein Jurastudium an der FU  Berlin 
abgeschlossen und danach mit einer Kollegin und einem Kol­
legen eine Rechtsanwaltskanzlei (Schwerpunkt Mietrecht) 
eröffnet. 2015 wurde sie beim Mieterverein Stellvertretene 
Geschäftsführerin, gemeinsam mit Sebastian Bartels.
Bartels, Politikwissenschaftler und ebenfalls Absolvent eines 
Jurastudiums an der FU, hatte unmittelbar nach Staatsexa­
men und Anwaltszulassung 1997 erste berufliche Begeg­
nungen mit dem BMV und wurde dort als Vertragsanwalt 
tätig. 2015 engagierte ihn der BMV als Stellvertretenden 
Geschäftsführer.
Dritte im Bunde ist Dr. Ulrike Hamann. Nach einem sozial­
wissenschaftlichen Studium an der Berliner Humboldt­Uni­
versität wurde sie 2015 Dozentin im Lehrbereich Stadt­ und 
Regionalsoziologie und engagierte sich unter anderem in 
der Initiative für die Durchführung des Mietenvolksent­
scheids. Nach ihrer 2020 angetretenen Tätigkeit als Vor­
ständin der „Wohnraumversorgung Berlin“ wechselte sie 
2022 zum Berliner Mieterverein und bildet seit September 
gemeinsam mit Sebastian Bartels und Wibke Werner das 
Geschäftsführungsteam.  
uh
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Wohnungsbau am molkenmarkt

ausfallschritte ins nostalgische 
In berlin-mitte flammt eine alte Debatte wieder auf: sollen in der In-
nenstadt sozial gemischte, nachhaltige, bezahlbare und moderne neu-
bauten entstehen, oder sollen sie vorrangig dem bild der historischen 
altstadt entsprechen? anlass für den streit ist die unerwartete beendi-
gung des Wettbewerbs zur bebauung des molkenmarktes durch die 
 senatsbaudirektorin Petra kahlfeldt. sie ist bekannt für die unterstüt-
zung historischer konstruktionen. Zudem tritt eine neue stiftung zur 
Wiederher stellung der berliner altstadt auf den Plan. kann man un-
ter den derzeitigen bedingungen in der Innenstadt überhaupt noch 
preisgüns tige Wohnungen bauen?
Am Molkenmarkt im historischen 
Zentrum von Berlin wird seit zwei 
Jahren gebuddelt und seit 25 Jahren 
geplant. Doch was hier gebaut wer­
den soll, ist immer noch nicht ganz 
klar. Die Grundzüge der Planung 
sind kaum umstritten. Schon der 
erste Entwurf des Planwerks Innen­
stadt von 1997 sah vor, die über­
breiten Straßen auf ihre ursprüngli­
che Trasse zurückzuführen und auf 
dem früheren Stadtgrundriss  eine 
geschlossene Blockbebauung zu er­
richten. So heftig auch diskutiert 
wur de – um den Molkenmarkt gab 
es wenig Streit. Zu unwirtlich ist 
der riesige Platz mit der lauten Kreu­
zung, den unzähligen Parkplätzen 
und dem kümmerlichen Grün.
Es dauerte aber bis 2016, um einen 
Bebauungsplan aufzustellen. Für den 
folgenden städtebaulichen Wettbe­
werb wurden zunächst mit enga­
gierten Bürgerinnen und Bürgern 
Leitlinien erarbeitet: Gefordert war 
unter anderem innovativer, bezahl­
barer Wohnungsbau, flexible Räume 
für die Kultur und eine klimagerech­
te Gestaltung. Zudem sollten die 
lan deseigenen Flächen nicht privati­
siert, sondern von den städtischen 
Wohnungsbaugesellschaften bebaut 
werden. 
Im anschließenden Wettbewerb 
wurden im November 2021 zwei 
Architektenteams mit einem ersten 
Preis ausgezeichnet. Beide Sieger­
entwürfe sollten in einem Werk­

ungewöhnlicher ausgang 
des Verfahrens

stattverfahren mit breiter Beteili­
gung der Bewohnerschaft so weit 
verfeinert werden, dass die Preisjury 
einen Entwurf zur Grundlage für die 
Bebauung auswählen könnte – das 
zumindest dachten alle Beteiligten. 
Doch am 13. September ging das 
Werkstattverfahren zu Ende, ohne 
dass ein Sieger gekürt worden war. 
Die Beteiligten, die viel Engagement 
in die Pläne gesteckt hatten, fühlen 
sich nun brüskiert. 
Der Entwurf des Kopenhagen­Ber­
liner Teams „OS arkitekter/Czyborra 
Klingbeil Architekturwerkstatt“ be­
kam viel Lob, weil er ökologisches, 
kostengünstiges und flexibles Bauen 
so umsetzt, dass die vorgegebenen 
Leitlinien voll erfüllt werden. Der 
andere Entwurf von Bernd Albers, 
Silvia Malcovati und Vogt Land­
schaftsarchitekten aus Berlin und 
Zürich verspricht hingegen mit einer 
kleinteiligeren Bebauung ein Mehr 
an historischer Betonung, wurde 
aber im Verlauf des Werkstattver­
fahrens stärker sozial und ökolo­
gisch ausgerichtet.
Senatsbaudirektorin Petra Kahlfeldt, 
ausgesprochene Befürworterin his­
torischer Rekonstruktionen, erklärte 
nach Beendigung des Verfahrens, es 
wäre gar nicht beabsichtigt gewesen, 
einen Siegerentwurf zu küren. Die 
Planerinnen und Planer hätten „uns 
wertvolle Diskussionsansätze mit auf 
den Weg gegeben“, so Kahlfeldt. 
Aus der Zusammenschau der Ent­
würfe will die Senatsverwaltung nun 
einen Masterplan entwickeln, der 
letztendlich vom Senat beschlossen 
werden soll.
„Ein Desaster“ nennt der Bauhisto­
riker Matthias Grünzig das ergeb­
nislose Ende. Er hat als Bürgerver­
treter das Wettbewerbs­ und Werk­
stattverfahren begleitet. „Eine hoff ­
nungsvolle Entwicklung wurde aus­
gebremst. Der Neubau von 400 
bezahlbaren Wohnungen, die  Berlin 
gut gebrauchen könnte, wird verzö­
gert“, so Grünzig. „Zudem wurde 
viel Vertrauen zerstört.“
Zusammen mit der Präsidentin der 
Architektenkammer Berlin,  Theresa 
Keilhacker, hat Matthias Grünzig 
einen „Aufruf für ein soziales und 
ökologisches Modellquartier am 
Molkenmarkt“ gestartet. „Die Ge­
fahr ist groß, dass die  Ergebnisse 
des bisherigen Verfahrens missach­
tet werden und am Ende ein  Entwurf 
steht, der den Leitlinien nicht mehr 
gerecht wird“, heißt es da. Zu den 
mehr als 200 Unterzeichnenden ge­
hören nicht nur Architektenvereini­
gungen, sondern auch Wissenschaft­
lerinnen und Wissenschaftler, Kunst­
   

Chancen vertan, grundstücke verschleudert 

Wie eine Bebauung nach historischem Vorbild scheitern 
kann, lässt sich auf dem Friedrichswerder besichtigen. Öf­
fentliche Grünflächen wurden in kleinen Parzellen an Privat­
leute verkauft, die hier ab 2005 schmale, bis zu  vierstöckige 
Townhouses bauten. Der damalige Senat wollte selbstnutzen­
de Eigentümerfamilien aus der Mittelschicht in die Innen­
stadt locken, weil er sich von ihnen eine stabilisieren de und 
belebende Wirkung erhoffte. Stattdessen wurden schon zehn 
Jahre später die ersten Townhouses mit horrenden Gewin­
nen als Spekulationsobjekt verkauft. Einige scheinen nicht 
dauerhaft bewohnt zu sein. Die Straßen verströmen keinerlei 
Altstadtflair, sondern sind so grau, leer und öde wie es dem 
Alexanderplatz immer angedichtet wird. Die Chance, auf öf­
fentlichem Grundbesitz ein sozial gemischtes, ökologisch 
nachhaltiges und  kulturell  lebendiges Stadtviertel zu bauen, 
wurde hier wider besseren Wissens vertan.  js
L Informationen der 
Senatsverwaltung 
zum Wettbewerb 
Molkenmarkt:

https://molken
markt.berlin.de/ 
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schaffende, Umweltverbände und 
der Berliner Mieterverein.
Auf der anderen Seite wird für eine 
möglichst historische Rekonstruktion 
der Stadtmitte getrommelt. Im Juli 
hat die Unternehmerin Marie­Luise 
Schwarz­Schilling die „Stiftung Mit­
te Berlin“ gegründet. Sie will sich 
dafür einsetzen, „dass im Bereich 
F brachliegendes 

grundstück in der 

Wilhelmstraße: 

kaufpreis lässt 

nur noch luxus-

Wohnungsbau zu

Die Freifläche zwi-

schen marienkirche 

und rotem rathaus 

sollte aus stadtklima-

tischen gründen 

unbebaut bleiben, 

jetzt wird wieder für 

eine historische be-

bauung von privater 

seite geworben
der ehemaligen Altstadt möglichst 
viele Plätze, Gebäude und Denkmä­
ler aus der Zeit vor 1933 wiederge­
wonnen werden“. Den in jahrelan­
ger Arbeit verfeinerten Plänen für 
den Molkenmarkt stellt die Stiftung 
schicke Bilder entgegen, die an eine 
gute alte Zeit erinnern sollen: Nied­
rige Häuser mit Stuckfassaden, schma­
le Straßen, viele Fußgänger, wenige 
Autos und kaum Bäume sind zu se­
hen.
Mit der Macht nostalgischer Bilder 
möchte die Stiftung nicht nur am 
Molkenmarkt die Zeit zurückdrehen. 
Auch für den Platz zwischen dem 
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Roten Rathaus und der Marienkirche 
präsentierte sie Retro­Visionen. „Wie 
wäre es, wenn wir die Qualitäten des 
Jahres 1928 in das Jahr 2028 übertra­
gen könnten?“
Geltendes Planungsrecht und voran­
gegangene Entscheidungen ignoriert 
die Stiftung. So ist für den großen 
Freiraum vor dem Roten Rathaus 
gerade erst vor einem Jahr ein Wett­
bewerb zur Landschaftsplanung ent­
schieden worden. Vorangegangen 
war ein aufwendiges Beteiligungs­
verfahren, an dessen Ende im Jahr 
2016 verbindliche Bürgerleitlinien 
vom Abgeordnetenhaus beschlos­
sen wurden. Die Kernaussage ist: 
Der Freiraum wird nicht bebaut.
Schon aus stadtklimatischen Grün­
den sollte man auch in der Innen­
stadt nicht jede freie Fläche  bebauen. 
Der Klimawandel verlangt kühlende 
Grünflächen und Frischluftschnei­
sen, damit die Wohnbedingungen 
in der Stadt auch in kommenden 
Hitzesommern erträglich bleiben. 
Und den weiträumigen Städtebau 
der 60er und 70er Jahre des letzten 
Jahrhunderts kann man auch nicht 
pauschal als baukulturellen Sünden­
fall behandeln.
Doch auch wo es in der Innenstadt 
bebaubare Flächen gibt, sind die 
Bedingungen für bezahlbaren Woh­
nungsbau denkbar schlecht. Die 
Grundstückspreise sind durch Spe­
kulation dermaßen in die Höhe 
 getrieben worden, dass sich Woh­
nungsbau nur noch im Luxusseg­
ment lohnt. Manchmal nicht mal 
das: So liegt in der  Wilhelmstraße 
56­59 ein Filetstück seit sieben 
Jahren brach. Der Eigentümer des 
Plattenbau­Blocks, der hier in den 
letzten Jahren der DDR entstanden 

Vergeblich: Warten 
auf die baukräne

war, scheute weder Kosten noch 
Mühe, um eine Abrissgenehmigung 
und eine Baugenehmigung für eine 
Luxus­Wohnanlage zu bekommen 
und die Mieterschaft zu vertreiben. 
Nach dem Abriss kamen aber keine 
Baukräne. Stattdessen wurde das 
baureife Grundstück mehrmals wei­
terverkauft. Aktueller Eigentümer ist 
der börsennotierte Wohnungskon­
zern Adler Group mit Sitz in Luxem­
burg. Zwischenbilanz: 100  intakte 
und bezahlbare Wohnungen wurden 
zerstört und ein paar Spekulanten 
haben daran verdient. 
„Jetzt ist der richtige Moment, die­
ses Filetgrundstück aus der Speku­
lation zurückzuholen und für kom­
munalen und leistbaren Wohnungs­
bau zu sichern“, fordert deshalb Ka­
talin Gennburg, baupolitische Spre­
cherin der Linksfraktion. „Während 
wir an anderer Stelle darüber disku­
tieren, ob wir Innenhöfe  bebauen, 
den Menschen Gebäude vor die 
Fenster setzen oder Grünflächen ver­
nichten, kann hier ein deutliches Si­
gnal für eine sozial­ökologische Bo­
denpolitik und Stadtentwicklung ge­
setzt werden.“ Der Senat solle alle 
Möglichkeiten nutzen, sich das Ge­
lände zurückzuholen, damit ein lan­
deseigenes Wohnungsunternehmen 
hier Sozialwohnungen bauen kann, 
so Gennburg.          Jens Sethmann
23
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EnErgiEkostEnExplosion

Welche Hilfen es gibt  
und wer sie erhält
immer mehr Menschen wächst die Miete über den kopf. Wo gibt es Un-
terstützung? Welche leistungen bekommt man ohne eigenes Zutun und 
welche muss man beantragen? 
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Als ob die rasant gestiegenen Netto­
mieten nicht genug wären, werden 
viele jetzt zusätzlich durch die ex­
plodierenden Nebenkosten belastet. 
Dass die 300 Euro Energiepreispau­
schale aus dem Zweiten Entlastungs­
paket der Bundesregierung nicht aus­
reichen würden, war klar. Erwerbs­
tätige haben die einmalige Sonder­
zahlung bereits im September mit 
dem Lohn bekommen. Wer Rente 
bezieht, wird sie automatisch in der 
ersten Dezemberhälfte von der Ren ­
tenzahlstelle erhalten. 300 Euro pro 
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Person werden überwiesen, das 
heißt Ehepaare bekommen 600 
Eu ro. Studierende und Fachschüler 
erhalten lediglich 200 Euro. Selbst­
ständige müssen sich noch gedul­
den, bei ihnen werden die 300 
 Euro von der Steuerschuld abgezo­
gen. 
Um die Bürger weiter zu entlasten, 
hat die Bundesregierung im Sep­
tember ein drittes Entlastungspa­
ket beschlossen. Mit einem Gesamt­
volumen von mehr als 65 Milliarden 
Euro ist es das bisher umfangreichs­
te. Neben einer Erhöhung des Kin­
dergeldes sieht es einen weiteren 
Heizkostenzuschuss für Wohngeld­
berechtigte vor. Bereits im Sommer 
2022 hatten Wohngeldempfänger 
eine Einmalzahlung von 270 Euro 
(bei einer Person) beziehungsweise 
350 Euro (bei zwei wohngeldberech­
tigten Personen) erhalten. Nun gibt 
es nochmal 415 Euro bei einer Per­
son und 540 Euro bei zwei Personen. 
Für jede weitere Person im Haushalt 
sind zusätzlich 100 Euro vorgesehen. 
Voraussetzung ist, dass zwischen 
September und Dezember 2022 für 
mindestens einen Monat Wohngeld 
bewilligt worden ist. 
Kernstück des Dritten Entlastungs­
pakets ist eine Wohngeldreform, die 
Bundesbauministerin Klara Geywitz 
(SPD) als größte Wohngeldreform 
in der Geschichte Deutschlands be­
zeichnete. Ab Januar 2023 sollen 
deutlich mehr Haushalte als bisher 
von diesem Zuschuss zur Miete pro­
fitieren. Zudem soll es mehr Geld 
geben. Statt derzeit rund 600 000 
Haushalte sollen dann rund 2 Millio­
nen Menschen in Deutschland be­
rechtigt sein. Die im Schnitt ausge­
zahlte Summe soll sich verdoppeln, 
von 180 Euro auf 370 Euro. Ein kon­
kretes Beispiel, das vom Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) errech­
net wurde: Eine Berliner Rent nerin 
mit einer Rente von 1259 Euro  brutto 
und einer Kaltmiete von 500 Euro be­
käme monatlich künftig 252 Euro 
Wohngeld – 178 Euro mehr als bisher. 
„Dass der Kreis so ausgeweitet wird, 
ist zu begrüßen und war längst über­
fällig“, kommentiert Sebastian Bar­
tels, Geschäftsführer des Berliner 
Mietervereins die Reform. Noch gibt 
es allerdings Streit um die Finanzie­
rung. Für das Wohngeld kommen 
zur Hälfte die Länder auf, aber in 
diesem Fall sträuben sie sich.  

Abschlagszahlung 
unabhängig vom Einkommen

Schnell helfen soll auch die von der 
Expertenkommission vorgeschlagene 
Einmalzahlung für die von den Preis­
steigerungen besonders betroffenen 
Haushalte mit Gas­ oder Fernwär­
meheizung. Dabei übernimmt der 
Staat die Abschlagszahlung für einen 
Monat, wobei die Abschlagszahlung 
im September 2022 entscheidend 
für die Höhe ist. Dieses Geld bekom­
men alle, ohne Antrag und unabhän­
gig vom Einkommen. Mieter mit 
Gas etagenheizung, die einen eige­
nen Vertrag mit dem Versorger ha­
ben, behalten einfach den Abschlag 
für Dezember ein. Läuft die Zentral­
heizung über den Vermieter, muss 
man allerdings auf die Zulage bis zur 
nächsten Nebenkostenabrechnung 
warten. Dann wird der Abschlag 
verrechnet. 
Speziell für die rund 88 000 Berliner 
Mieter in Sozialwohnungen (Erster 
Förderweg) gibt es noch eine weite­
re Rettung vor erdrückenden Mieten: 
den Mietzuschuss. Man kann (und 
MieterMagazin 11/2022



sollte!) ihn beantragen, wenn die 
Bruttowarmmiete mehr als 30 Pro­
zent des Einkommens beträgt. Zu­
ständig ist die IBB.
 Für alle landeseigenen Wohnungen 
gilt zudem eine Härtefallregelung: 
Die Nettokaltmiete darf maximal 
30 Prozent des Haushaltseinkom­
mens betragen. Hier muss man den 
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Antrag zusammen mit den Einkom­
mensnachweisen direkt an die Woh­
nungsbaugesellschaft schicken. Die 
Miete muss dann entsprechend re­
duziert werden. Demnächst soll die 
Bruttokaltmiete herangezogen wer­
den. 

Anträge beim Jobcenter 
im Fälligkeitsmonat stellen. 

Nicht wenige Mieter sind verzwei­
felt, weil sie eine Abrechnung mit 
hohen, bis zu vierstelligen Heizkos­
tennachforderungen erhalten haben 
und nicht wissen, wie sie das Geld 
aufbringen können. Eine Möglich­
keit, die wenig beworben wird, ist 
ein Antrag beim Jobcenter – und 
zwar auch dann, wenn man sonst 
keine Leistungen bezieht. Ein Bei­
spiel für einen Alleinstehenden mit 
einem Nettoeinkommen von 1600 
Euro und einer Warmmiete von 750 
Euro, der eine Nachzahlungsforde­
rung in Höhe von 2000 Euro be­
kommt: Bedarf (Existenzminimum) 
für den Monat der Fälligkeit sind 
3199 Euro (449 Euro Regelsatz für 
Alleinstehende + 750 Euro Warm­
miete + 2000 Euro Nachzahlung). 
Davon werden 1300 Euro abgezo­
gen (Nettoeinkommen abzüglich 
Freibetrag). Somit würde man in in 
diesem Monat 1899 Euro vom Amt 
bekommen. Wichtig ist, dass der 
Antrag rechtzeitig, das heißt im Mo­
nat der Fälligkeit, gestellt wird. 
Ansonsten kann man versuchen, 
 eine Ratenzahlung mit dem Ver­
mieter beziehungsweise (als Selbst­
zahler) mit dem Energieversorger zu 
vereinbaren. Einen Anspruch  darauf 
hat man zwar nicht, aber viele Woh­
nungsunternehmen haben verspro­
chen, kulant zu sein. Obacht ist ge ­
boten, sobald ein (kündigungsrele­
vanter) Mietrückstand von einer 
Monatsmiete zusammengekommen 
ist. Spätestens dann sollte man eine 
Rechtsberatung aufsuchen. 
Birgit Leiß
D Art der Hilfe D Für wen D Wieviel gibt es D Automatisch oder auf Antrag

Energiepreispauschale Beschäftigte, Rentner, 
Studierende und 
Selbstständige

300 Euro pro Person,  
200 Euro für Studierende

Automatisch. 
(Beschäftige haben das Geld bereits im 
September mit dem Lohn bekommen. 
Rentnern wird es im Dezember 2022 
überwiesen)

2. Heizkostenzuschuss Wohngeldberechtigte 
(zwischen September und 
Dezember 2022)

Für 1 Person 415 Euro,  
für 2 Personen 540 Euro, 
jede weitere Person im 
Haushalt 100 Euro

Automatisch mit dem 
Wohngeld

Wohngeld Mieter (und selbstnutzende 
Eigentümer) bei Vorliegen  
bestimmter Einkommens­ 
voraussetzungen

Abhängig von Miethöhe und 
Haushaltseinkommen

Auf Antrag beim 
Wohngeldamt seines Bezirks

Einmalzahlung 
(Vorschlag der Expertenkommission,  
noch nicht beschlossen!)

Alle, deren Wohnung mit 
Gas oder Fernwärme  
beheizt wird

Die jeweilige 
Abschlagszahlung vom 
September 2022

Automatisch

Mietzuschuss Mieter von 
Sozialwohnungen

Der Betrag, der 30 Prozent 
der Bruttowarmmiete vom 
Haushaltseinkommen 
überschreitet

Auf Antrag bei der 
Investitionsbank Berlin

Härtefallregelung Mieter in städtischen 
Wohnungsbau gesell­ 
schaften

Die Nettokaltmiete 
wird auf 30 Prozent des 
Haushaltseinkommens 
reduziert

Auf Antrag bei der 
Wohnungsbaugesellschaft

(teilweise) Übernahme 
der Heizkostennach-
forderung

Alle bei Vorliegen  
be stimmter Einkommens­ 
voraussetzungen

Abhängig vom errechneten 
Grundbedarf inklusive 
Nachforderung

Auf Antrag beim Jobcenter

Finanzielle Unterstützung: Wer bekommt was?
L Beantragung 
des Mietzuschusses 
bei der Investitions­

bank Berlin: 

www.ibb.de/de/
foerderprogramme/
mietzuschuss-
in-sozial
wohnungen.html
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HintergrundHintergrundHintergrund

Anhand definier-

ter Kriterien kann 

jede Wohnung 

einem bestimmten 

Mietspiegelfeld 

zugeordnet werden
MietsPiegel

Der Maßstab für den streitfall
Auch wenn das Kammergericht die Ausschreibung für den neuen Miet-
spiegel als zulässig erachtet und der Auseinandersetzung darüber ein 
ende gesetzt hat, wird sich die Herausgabe eines qualifizierten Mietspie-
gels verzögern und eine Übergangslösung erforderlich sein. Dennoch 
bleibt dieses Zahlenwerk das zurzeit verlässlichste Abbild des Mieten-
gefüges der stadt.  
Mietspiegel geben eine Übersicht 
über das Mietpreisniveau in einer 
Stadt oder in einer Gemeinde. Sie 
dienen damit der Orientierung, et-
wa um festzustellen, ob eine Miet-
erhöhung angemessen ist. Dabei 
geht es um die Frage, wie hoch die 
„ortsübliche Vergleichsmiete“ ist – 
als unbestimmter Rechtsbegriff ist 
diese vom Gesetzgeber nicht ge-
nau definiert. 
Gerade für Berlin ist ein  Mietspiegel 
wichtig. „Berlin ist eine Mieterstadt, 
da 84 Prozent der Einwohnerschaft 
zur Miete wohnen. Somit gibt es 
viele Auseinandersetzungen über 
die Miete“, so Wibke Werner. 
 Konflikte zwischen Mietern und 
Vermietern drehen sich nicht selten 
um Mieterhöhungen – dabei gelten 
Mietspiegel als ein wichtiger Maß-
stab. Mietspiegel werden aber auch 
benötigt, weil sie als Grundlage für 
die Mietpreisbremse herangezogen 
werden.
Die Geschichte der Mietspiegel geht 
weit zurück. „Ursprünglich war es 
Vermietern erlaubt, zum Zwecke der 
 Mieterhöhung eine Änderungskün-
digung auszu sprechen“, erklärt die 
BMV-Geschäftsführerin. Nachdem 
im Jahr 1900 das Bürgerliche Ge-
setzbuch (BGB) in Kraft trat, wurde 
die Lage auf dem Wohnungsmarkt 
immer angespannter, durch den 
Krieg verschärfte sie sich zusätzlich. 
1916 wurden in den Reichskriegs-
häfen Kiel und Wilhelmshaven Miet-
obergrenzen festgesetzt – maßgeb-
lich hierbei waren die Mietentgelte 
am Stichtag 1. März 1916. Diese Re-
gelungen wurden in den Folgejahren 
in den Mieterschutzverordnungen 
weiter ausgearbeitet. Zu jener Zeit 
wurde in der öffentlichen Debatte 
bereits ein amtliches Mietkataster 
gefordert – die Idee eines Mietspie-
gels war geboren.
Nach dem Zweiten Weltkrieg  wurde 
aufgrund der Wohnungsknappheit 
ein Mietenstopp eingeführt, der in 
der Bundesrepublik mit  Ausnahme 
West-Berlins bis Ende der 60er Jah-
re galt. Nach Auslaufen der ent-
sprechenden Regelungen war der 
Mieter alltag erneut von Änderungs-
kündigungen und Mieterhöhungen 
geprägt – wieder war Handlungs-
bedarf zur Re gulierung des Woh-
nungsmarktes gegeben. „1971 wur-
de dann das Miethöherecht einge-
führt, wonach Vermieter die Miete 
bis zur ortsüblichen Vergleichsmie-
te anheben konnten, im  Gegenzug 
wurde die Möglichkeit der Ände-
rungskündigung abgeschafft“, so 
BMV-Geschäftsführerin Werner. 
Gleichzeitig wurde der Ruf nach ei-
ner allgemein gültigen Tabelle laut, 
die die ortsübliche Vergleichsmiete 
abbilden sollte. Dafür wurden fünf 
wesentliche Kriterien entwickelt: Art, 
Größe, Beschaffenheit, Ausstattung 
und Lage einer Wohnung – so ent-
standen die Mietspiegel und die ih-
nen noch heute zugrunde liegen-
den Merkmale.

Mietspiegel 
als Preistreiber? 

So wichtig die Mietspiegel für die 
Mietpreisregulierung sind, sie haben 
auch Schwächen. Nicht selten wird 
Kritik laut, dass Mietspiegel selbst 
zum Preistreiber werden. Ursache 
dafür ist der Umstand, dass in den 
Mietspiegel nur jene Mieten einflie-
ßen, die in den letzten sechs Jahren 
verändert worden sind. So werden 
also jüngere, zum Teil auch heftige-
re Steigerungen berücksichtigt, eine 
niedrigere, über acht Jah re unver-
änderte Miete aber nicht. Insofern 
können Mietspiegel allein den Ist-
Zustand des Mietengefüges in ei-
nem Ort nicht abbilden. 
Allerdings: Kein Mietspiegel ist ei-
ne eher schlechte Lösung, vor allem 
bei Konflikten um Mieterhöhungen. 
„Diese würden nur anders begrün-
det werden, zum Beispiel mit einem 
Gutachten oder mit drei Vergleichs-
wohnungen – was aus Mietersicht 
ungünstiger wäre“, erklärt BMV- 
Geschäftsführerin Werner. 
Sandra Diekhoff
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Mehr Rechtssicherheit durch Mietspiegelpflicht 

Die ersten Mietspiegel entstanden 1975 mit  Inkrafttreten 
des 2. Wohnraumkündigungsschutzgesetzes. In Berlin wur-
de ein Mietspiegel erstmals Ende der 80er Jahre notwendig, 
als die Mietpreisbindung für Altbauwohnungen in West-
Berlin aufgehoben wurde. 
Bislang gab es keine Pflicht zur Erstellung eines Mietspie-
gels. Das Mietspiegelreformgesetz, das zum 1. Juli 2022 in 
Kraft trat, soll das ändern: Gemeinden, in denen mehr als 
50 000 Menschen leben, sind nun verpflichtet, einen ein-
fachen Mietspiegel zu erstellen – dafür haben sie bis zum 
1. Januar 2023 Zeit, bei der Erstellung eines qualifizierten 
Mietspiegels noch bis 1. Januar 2024. Außerdem können 
Mietspiegel weiterhin auf freiwilliger Basis erstellt werden. 
Insbesondere Kommunen stellen dabei als kostengünstige 
Alternative oft einfache Mietspiegel bereit.  sd
MieterMagazin 11/2022
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Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes

Die kompletten Entscheidungen finden 
Sie im Internet unter www.berliner-
mieterverein.de/mietrecht/recht
sprechung.htm. Diese Beiträge sind 
gekennzeichnet mit  . Im Internet 
haben Sie durch die komfortable Such-
funktion einen bequemen Zugriff auf 
die seit Januar 2001 veröffentlichten 
Entscheidungen und Aufsätze.
Mietergarten
Zum Anspruch der Mieter auf Wiederherstellung des 
Gartenbewässerungsanschlusses.
BGH vom 22.2.2022 – VIII ZR 38/20 –

 Langfassung im Internet

Der Mietvertrag vom 26.1.1977 über eine in einem 
Mehrfamilienhaus gelegene Wohnung in Dresden 
enthielt lediglich eine Regelung zur Nutzung eines Teils 
der Gartenfläche, nicht aber zum Vorhandensein und 
zur Verwendung eines Außenwasseranschlusses.
Der Mieter nutzte seit Beginn des Mietverhältnisses 
eine auf dem Grundstück befindliche Gartenfläche. Im 
Souterrain des Gebäudes („Waschhaus“) war zunächst 
ein Wasseranschluss installiert, aus dem die über einen 
Gartenanteil verfügenden Mieter Wasser zur Bewäs-
serung ihrer Gärten entnahmen. Im Jahr 1995 ver-
legte die damalige Vermieterin den Wasseranschluss 
aus dem Souterrain an die Außenseite des Gebäudes 
und installierte eine separate Wasseruhr. Der Wasser-
anschluss wurde weiterhin von den Mietern zur Gar-
tenbewässerung genutzt. Der jetzige Vermieter ließ 
im Jahr 2018 diesen Anschluss entfernen.
Er meinte, dass ein Außenwasseranschluss zur ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung eines Gartenanteils 
nicht zwingend erforderlich sei und daher vom ver-
tragsgemäßen Gebrauch nicht umfasst werde, weil es 
den Mietern ebenso gut möglich sei, zur Bewässerung 
eine Regentonne oder eine Gießkanne zu verwenden, 
mit der das Wasser aus der eigenen Wohnung ent-
nommen werde. Der Mieter klagte in der Folge auf 
Wiederherstellung eines Außenwas seranschlusses.
Das Landgericht gab der Klage des Mieters statt. Die 
dagegen eingelegte Revision ließ der BGH nicht zu. Er 
bestätigte aber im Ergebnis die Rechtsauffassung des 
Landgerichts.
Der Mieter könne gemäß § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB die 
Wiederherstellung des  Außenwasseranschlusses ver-
langen. Der Vermieter sei nach den ergänzend auszu-
legenden mietvertraglichen Vereinbarungen zur Instand-
2022
haltung dieses Anschlusses und nach dessen Entfernung 
zu dessen Wiederherstellung verpflichtet. 
Das Berufungsgericht habe den Mietvertrag zutreffend 
dahingehend ergänzend ausgelegt, dass der vertrags-
gemäße Gebrauch der vermieteten Gartenfläche vor-
liegend die Überlassung und hiermit korrespondierend 
auch die Instandhaltung beziehungsweise Wiederher-
stellung eines funktionsfähigen Außenwasseranschlus-
ses umfasse. 
Der zum vertragsgemäßen Gebrauch geeignete Zustand 
im Sinne des § 535 Abs. 1 BGB werde, wenn – wie hier 
– es an einer vertraglichen Vereinbarung fehle, nach den 
gesamten Umständen des Mietverhältnisses und den 
daraus in – gegebenenfalls ergänzender – Auslegung 
abzuleitenden Standards, insbesondere nach der Miet-
sache und deren beabsichtigter Nutzung sowie der Ver-
kehrsanschauung bestimmt. 
Grundlage für die Ergänzung des Vertragsinhalts sei 
dann der hypothetische Wille der Vertragspartner, wo-
bei darauf abzustellen sei, was diese bei angemessener 
Abwägung ihrer Interessen nach Treu und Glauben red-
licherweise im Zeitpunkt des Vertragsschlusses verein-
bart hätten, wenn sie den nicht geregelten Fall bedacht 
hätten. Dabei sei zunächst an den Vertrag selbst an-
zuknüpfen, dessen Regelungen und Wertungen sowie 
Sinn und Zweck Ausgangspunkt der Vertragsergänzung 
seien. Die Nutzung des Wasseranschlusses im „Wasch-
haus“ zur Bewirtschaftung des Gartens habe nach den 
üblichen in der DDR geltenden Gepflogenheiten bis zur 
Wiedervereinigung zur vertragsgemäßen Nutzung des 
Gartens gehört.
Das Landgericht habe daher im Wege einer (ergänzen-
den) Vertragsauslegung zutreffend festgestellt, dass 
der stattdessen später gelegte Außenwasseranschluss 
der Durchführung der Gartenpflege durch den Mieter 
diene und daher zur Gebrauchsüberlassungspflicht (des 
Vermieters) gehöre. Im Hinblick darauf habe es den Au-
ßenwasseranschluss als „Bestandteil des Mietvertrags“ 
angesehen. 
Anschlüsse zählten nicht nur dann zum vertragsgemä-
ßen Gebrauch einer Mietsache, wenn sie für deren Nut-
zung zwingend notwendig seien. Vielmehr komme es auf 
die gesamten Umstände des Mietverhältnisses an, aus 
denen der dem Mieter zu gewährende Standard abzulei-
ten sei. Dementsprechend sei es nicht zu beanstanden, 
wenn das Berufungsgericht unter Hinweis auf die seit 
Beginn des Mietverhältnisses bestehende – außerhalb 
der Mietwohnung gelegene – Bewässerungsmöglich-
keit für die Gärten der Mieter und die übliche Nutzung 
der Gartenfläche zum Anbau von Gemüse, Blumen und 
anderen Pflanzen den Wasseranschluss im Wege der er-
gänzenden Vertragsauslegung als von dem vertragsge-
mäßen Gebrauch umfasst angesehen habe.

Auswechslung der WG-Mitglieder
a) Enthält ein Mietvertrag mit mehreren Mietern, die 
eine Wohngemeinschaft bilden, zu einem Austausch 
einzelner Mieter keine Regelung, ist im Wege einer 
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nach beiden Seiten interessengerechten Auslegung der 
auf den Vertragsabschluss gerichteten Willenserklä-
rungen (§§ 133, 157 BGB) zu ermitteln, ob nach dem 
übereinstimmenden Willen der Parteien den Mietern 
ein Anspruch gegen den Vermieter auf Zustimmung zu 
einem künftigen Mieterwechsel zustehen sollte. 
b) Allein aus dem Vorliegen eines Mietvertrags mit 
mehreren Mietern, die eine Wohngemeinschaft bilden, 
kann nicht auf einen derartigen übereinstimmenden 
Willen der Vertragsparteien geschlossen werden. Viel-
mehr bedarf es hierfür konkreter Anhaltspunkte. 
c) Nach den Umständen des Einzelfalls kann den Wil-
lenserklärungen der Parteien die Vereinbarung eines – 
unter dem Vorbehalt der Zumutbarkeit des eintretenden 
Mieters stehenden – Anspruchs der Mieter auf Zustim-
mung zum Austausch eines Mitmieters insbesondere 
dann zu entnehmen sein, wenn die Vertragsparteien 
bei Vertragsschluss übereinstimmend davon ausgin-
gen, dass sich häufig und in kurzen Zeitabständen ein 
Bedarf für eine Änderung der Zusammensetzung der in 
der Wohnung lebenden Personen ergeben kann, weil 
die Mieter voraussichtlich aufgrund ihrer persönlichen 
Lebensumstände bereits bei Vertragsschluss absehbar 
nur für einen kurzen Zeitraum an dem jeweiligen Ort 
leben werden und eine vertragliche Bindung über die-
sen Zeitraum hinaus nicht eingehen wollen. Dies kann 
insbesondere bei der Vermietung an Studenten, die ei-
ne Wohngemeinschaft bilden, der Fall sein. 
BGH vom 27.4.2022 – VIII ZR 304/21 – 

 Langfassung im Internet

Im Jahr 2013 vermietete der Vermieter eine Wohnung 
mit sieben Zimmern an insgesamt sechs männliche Per-
sonen der Jahrgänge 1979 bis 1988. Mit Nachtrag 1 
vom 21.2.2017 vereinbarten die damaligen Mieter und 
sechs weitere Personen, dass fünf der bisherigen Mieter 
aus dem Mietverhältnis ausscheiden und dieses mit 
dem verbleibenden Mieter sowie den sechs hinzukom-
menden Personen als Mieter fortgesetzt werde. 
In einem zweiten Nachtrag wurde im Mai 2017 verein-
bart, dass einer der im Februar 2017 eingetretenen Mie-
ter wieder ausscheidet und das Mietverhältnis stattdes-
sen mit einer neu eintretenden Person fortgesetzt wird. 
Im Oktober 2019 begehrten die aktuellen Mieter vom 
Vermieter die Zustimmung zu einem Austausch von vier 
der Mieter, was der diesmal ablehnte. Die vier  Personen, 
die in das Mietverhältnis eintreten sollen, wohnten be-
reits im Wege eines Untermietverhältnisses anstelle der 
vier Mieter, die aus dem Mietverhältnis ausscheiden 
wollen, in der Wohnung. Die auf Zustimmung zum Aus-
tausch von vier bisherigen durch vier neue Mieter ge-
richtete Klage wies das Landgericht ab.
Der BGH bestätigte das landgerichtliche Urteil und be-
gründete wie aus den Leitsätzen ersichtlich.
Als Mieter sei nicht eine Wohngemeinschaft in Form 
ei ner Außen-Gesellschaft bürgerlichen Rechts aufge-
treten, sondern die Wohnung sei von sechs natürlichen 
Personen angemietet worden. Die Parteien hätten auch 
nicht im Mietvertrag oder in den Nachträgen hierzu ver-
einbart, dass den Mietern ein Anspruch auf Zustimmung 
zu einem künftigen Mieterwechsel zustehen soll oder 
eine solche Einwilligung vorab erteilt werde.
Die Frage, ob sich aus dem Mietvertrag zwischen den 
Parteien und den Nachträgen auch ohne ausdrückliche 
Vereinbarung ein Anspruch auf Zustimmung in künftige 
Mieterwechsel oder gar eine antizipierte Einwilligung 
hierzu ergebe, sei mittels Auslegung der auf den Ab-
schluss des Mietvertrags und der Nachträge gerichteten 
Erklärungen der Parteien zu beantworten. 
Im Hinblick darauf, dass die Auslegung eines Vertrags 
stets aufgrund der konkreten Umstände des jeweiligen 
Einzelfalls zu erfolgen habe, verbiete sich eine grund-
sätzliche und schematische Beantwortung der Frage, ob 
sich aus einem Mietvertrag mit mehreren Mietern, die 
eine Wohngemeinschaft bilden, ein Anspruch auf eine 
Zustimmung zu einem Mieterwechsel oder gar eine an-
tizipierte Einwilligung hierzu ergebe. 
Das Gesetz sehe ein Recht auf den Wechsel der Mie-
ter auch im Falle einer Mietermehrheit nicht vor. Den 
Bedürfnissen der Mieter nach Flexibilität sei von Geset-
zes wegen durch die Möglichkeit zur Untervermietung 
nach § 553 Abs. 1 BGB sowie durch die für Mieter kur-
ze Kündigungsfrist des § 573 c Abs. 1 BGB Rechnung 
getragen. Eine Vereinbarung, die den Mietern einen 
Anspruch auf Zustimmung zu einem Mieterwechsel 
gewährte oder gar eine bereits antizipierte Einwilligung 
in einen solchen erteilte, gehe mithin über die gesetz-
liche Regelung deutlich hinaus, was ohne besondere 
Anhaltspunkte regelmäßig nicht von dem Willen beider 
Parteien getragen sein dürfte. Aus dem Umstand, dass 
ein Mietvertrag mit mehreren, eine Wohngemeinschaft 
bildenden Mietern geschlossen wurde und dieser weder 
eine Bestimmung zu einem Mieterwechsel enthalte noch 
einen solchen ausdrücklich ausschließe, könne dement-
sprechend nicht abgeleitet werden, dass die Parteien ei-
nen Anspruch auf Zustimmung zu einem Mieterwechsel 
begründen wollten.
Im Hinblick auf die häufig gegenläufige Interessenlage 
der Vertragsparteien könne deshalb nicht allein aus dem 
erheblichen und beachtenswerten Interesse der  Mieter 
an einem unkomplizierten und jederzeit möglichen Mie-
terwechsel auf eine vertragliche Vereinbarung eines 
Anspruchs auf Zustimmung des Vermieters zu künftigen 
Austauschbegehren der Mieter geschlossen werden. 
Vielmehr bedürfe es konkreter Anhaltspunkte dafür, 
dass der Vermieter den Mietern ein derartiges Recht zu-
gestehen wollte.
Allein das Zusammenwohnen mehrerer Personen und 
die Bezeichnung als Wohngemeinschaft besagten nichts 
darüber, ob nach dem Willen der Mieter die Mitbewoh-
ner jederzeit austauschbar sein sollen und hiermit auch 
zu rechnen sei. Es sei mithin nicht „allgemein bekannt, 
dass eine Wohngemeinschaft häufige Ab- und Zugänge 
ihrer Mitglieder zu verzeichnen habe“. Erst recht müs-
se ein Vermieter, der einen Mietvertrag mit mehreren 
Mietern abschließe, nicht ohne Weiteres damit rechnen, 
dass das Zusammenleben der Mieter nicht auf eine ge-
wisse Konstanz und Dauer, sondern auf einen häufigen 
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Wechsel der Bewohner angelegt sei. Die Auffassung, 
dass ein Vermieter durch die Vermietung einer Woh-
nung an eine Wohngemeinschaft bei deren Mitgliedern 
für ihn erkennbar das Vertrauen in eine Zustimmung zu 
einem künftigen Mieterwechsel begründe, sei deshalb 
nicht zutreffend.
In Betracht komme eine derartige Auslegung indes nach 
den Umständen des Einzelfalls dann, wenn sowohl die 
Mieter als auch der Vermieter bei Vertragsschluss er-
sichtlich davon ausgingen, dass sich häufig und in kur -
zen Zeitabständen ein Bedarf für eine Änderung der Zu-
sammensetzung der in der Wohnung lebenden Perso-
nen ergeben könne, weil die Mieter voraussichtlich auf-
grund ihrer persönlichen Lebensumstände bereits bei 
Vertragsschluss absehbar nur für einen kurzen Zeitraum 
an dem jeweiligen Ort leben würden und eine vertragli-
che Bindung über diesen Zeitraum hinaus nicht eingehen 
wollten. Das könne insbesondere bei Studenten der Fall 
sein.
Dies setze indes voraus, dass dem Vermieter diese Um-
stände vor Vertragsschluss bekannt seien und er sich be-
wusst und ohne Vorbehalt in Kenntnis der voraussicht-
lich zu erwartenden Fluktuation zu einem Mietvertrag 
mit mehreren derartigen Mietern entscheide. 
Daraus, dass der Vermieter mehrfach einem Mieterwech-
sel zugestimmt habe, könne zudem in der Regel nicht 
abgeleitet werden, dass es ihm auf die Person des Mie-
ters nicht ankomme und er deshalb auch mit künftigen 
Mieterwechseln einverstanden sein werde. 
Im vorliegenden Fall handele es sich nicht um eine Stu-
denten-WG. Es bestünden auch keine Anhaltspunkte für 
eine konkludente Vereinbarung eines Rechts zum Mie-
terwechsel. Eine tatsächliche Übung, aus der ein solcher 
Anspruch hergeleitet werden könnte, liege nicht vor. 
Den im Zusammenhang mit den zwei Nachträgen abge-
gebenen Willenserklärungen sei ein übereinstimmender 
Wille auf eine entsprechende in die Zukunft gerichtete 
Bindung nicht zu entnehmen. Ein über die Abgabe der 
Willenserklärungen im Zuge der Nachtragsvereinbarun-
gen hinausgehendes tatsächliches Verhalten, das als An-
gebot und Annahme einer derartigen zukunftsgerichte-
ten Vereinbarung angesehen werden könnte, sei nicht 
ersichtlich.

Modernisierungszuschlag
a) Die Erklärung über eine Modernisierungsmieterhö-
hung (§ 559 BGB) genügt regelmäßig den formellen 
Anforderungen nach § 559 b BGB, wenn sie – im 
Hinblick auf die Angabe der entstandenen Kosten 
– die Gesamtkosten für die durchgeführte Moder-
nisierungsmaßnahme und im Fall der Durchführung 
mehrerer verschiedener Modernisierungsmaßnahmen 
die jeweiligen Gesamtkosten für die einzelnen Maß-
nahmen ausweist. 
b) Das gilt nicht nur, wenn es sich bei der betreffenden 
Maßnahme um eine reine Modernisierungsmaßnahme 
handelt, sondern auch dann, wenn eine sogenannte 
modernisierende Instandsetzung durchgeführt wurde 
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und der Vermieter sich deshalb nach Maßgabe des 
§  559 Abs. 2 BGB einen – in der Erhöhungserklärung 
(zumindest durch die Angabe einer Quote oder eines 
bezifferten Betrags) auszuweisenden – Instandsetzungs-
anteil anrechnen lassen muss. 
c) Eine Aufschlüsselung der für eine bestimmte Mo-
dernisierungsmaßnahme entstandenen Gesamtkosten 
nach den einzelnen angefallenen Gewerken oder ande-
ren Bauleistungsbereichen ist grundsätzlich auch dann 
nicht erforderlich, wenn umfangreiche und entspre-
chend kostenträchtige bauliche Veränderungen oder 
Maßnahmen außerhalb der betroffenen Wohnung oder 
an mehreren Gebäuden ausgeführt wurden. 
BGH vom 20.7.2022 – VIII ZR 361/21 –

 Langfassung im Internet

Im Anschluss an eine mit Schreiben vom Oktober 2017 
angekündigte Modernisierung teilte die Vermieterin dem 
Mieter im September 2018 mit, dass sich die monatlich 
zu zahlende Grundmiete infolge der Modernisierungs-
maßnahmen zum 1.12.2018 von zuletzt 254,61 Euro 
um 86,71 Euro auf 341,32 Euro erhöhe. 
Dem Schreiben war eine als  „Kostenzusammenstellung 
und Berechnung der Mieterhöhung“ bezeichnete An-
lage beigefügt. Diese enthielt unter anderem Angaben 
zu den einzelnen Modernisierungsmaßnahmen, die hier-
für jeweils angefallenen Gesamtkosten, den jeweils nach 
Abzug der Instandhaltungskosten verbleibenden umla-
gefähigen Modernisierungskostenanteil sowie die sich 
daraus ergebende Berechnung der jeweiligen Mieterhö-
hung. Der Mieter hielt die Mieterhöhungserklärung aus 
formellen Gründen für unwirksam und bezahlte den 
verlangten Erhöhungsbetrag nicht. 
In der folgenden prozessualen Auseinandersetzung 
gaben Amts- und Landgericht dem Mieter recht. Je-
denfalls bei umfassenden und kostenträchtigen Moder-
nisierungsmaßnahmen beziehungsweise solchen, die 
außerhalb der Wohnung des Mieters vorgenommen 
würden oder mehrere Gebäude umfassten, sei zur Er-
füllung der formellen Anforderungen des § 559 b Abs. 1 
Satz 2 BGB eine weitere Untergliederung der betreffen-
den Kostenpositionen erforderlich, entschieden die In-
stanzgerichte. Das könnte etwa durch eine Aufschlüsse-
lung nach verschiedenen Gewerken, „konkreten Ar  beits -
abschnitten“ oder „greifbaren Einzelarbeiten“ erfolgen. 
Nur auf diese Weise könne der Mieter den Kostenan-
satz des Vermieters auf seine Plausibilität und Berech-
tigung im Hinblick auf etwa in ihm enthaltene, nicht 
umlagefähige Instandhaltungskosten (§ 559 Abs. 2 
BGB) überprüfen.
Der BGH hingegen konnte in der Mieterhöhungserklä-
rung keine formalen Fehler entdecken. Insbesondere sei 
die Erhöhungserklärung nicht deshalb – aus formellen 
Gründen – unwirksam, weil die Vermieterin die für die 
verschiedenen Modernisierungsmaßnahmen jeweils 
entstandenen Gesamtkosten im Rahmen der Kosten-
zusammenstellung und Berechnung der Mieterhöhung 
nicht nach den einzelnen angefallenen Gewerken auf-
geschlüsselt oder anderweitig (in „konkrete Arbeitsab-
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schnitte“ beziehungsweise „greifbare Einzelarbeiten“) 
untergliedert habe. Das gelte auch dann, wenn um-
fangreiche und entsprechend kostenträchtige bauliche 
Veränderungen oder Maßnahmen außerhalb der be-
troffenen Wohnung oder an mehreren Gebäuden aus-
geführt würden. 
Für die Erfüllung der formellen Anforderungen des 
§  559 b Abs. 1 Satz 2 BGB sei ausreichend, wenn ein 
Vermieter die für eine bestimmte Modernisierungs-
maßnahme angefallenen Kosten als Gesamtsumme 
ausweise und einen seiner Meinung nach in den Ge-
samtkosten enthaltenen Instandsetzungsteil durch die 
Angabe einer Quote oder eines bezifferten Betrags 
kenntlich mache.
Die Hürden für die Mieterhöhungserklärung dürfen 
in formeller Hinsicht nicht zu hoch angesetzt werden. 
Denn eine Überspannung der Anforderungen könnte 
dazu führen, dass der Vermieter eine inhaltlich berech-
tigte Mieterhöhung nicht durchsetzen könnte und ihm 
der Anreiz zur Durchführung von – vom Gesetzgeber 
ausdrücklich erwünschten – Modernisierungsmaßnah-
men genommen würde. 
Welchen weiteren – für die beschriebene Zielsetzung 
des § 559 b Abs. 1 BGB maßgeblichen – Erkenntnisge-
winn die vom Berufungsgericht geforderte weiterge-
hende Aufschlüsselung der entstandenen Gesamtkos-
ten nach Gewerken oder vergleichbaren Kriterien dem 
Mieter vermittelte, sei nicht ersichtlich. Zudem habe 
das Berufungsgericht nicht hinreichend in den Blick ge-
nommen, dass dem Mieter zur Klärung verbleibender 
Unsicherheiten oder auch zur Kontrolle der Angaben 
des Vermieters über dessen Aufwendungen auf ihre 
sachliche Richtigkeit ein umfassendes Auskunfts- und 
(Belege-)Einsichtsrecht zur Verfügung stehe. 
Ob die vom Vermieter angesetzten  Erhöhungsbeträge 
tatsächlich zutreffend und angemessen seien, betreffe 
allein die materiell-rechtliche Nachprüfung der Erhö-
hungserklärung nach § 559 BGB. In deren Rahmen ob-
liege dem Vermieter die Darlegungs- und Beweislast 
nicht nur dafür, dass es sich bei den durchgeführten 
Baumaßnahmen um Modernisierungs- und nicht um 
 Erhaltungsmaßnahmen handele, sondern auch dafür, 
dass die der Mieterhöhung zugrunde gelegten Kosten 
nicht (teilweise) auf der Erhaltung dienende Maßnah-
men entfallen seien.
Da das Berufungsgericht die hierfür erforderlichen Fest-
stellungen bislang nicht getroffen hatte, hat der BGH 
das Urteil aufgehoben und zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landgericht zurückverwie-
sen. 

Mietpreisbremse
Den Anforderungen an die Auskunftspflicht des Ver-
mieters nach § 556 g Abs. 1a Satz 1 Nr. 4, Abs. 4, 
§  556 f Satz 2 BGB ist Genüge getan, wenn er dem 
Mieter vor der Abgabe von dessen Vertragserklärung 
unaufgefordert die Auskunft erteilt, bei dem Abschluss 
des Mietvertrags handele es sich um die erste Ver-
mietung nach umfassender Modernisierung der Woh-
nung. Der Vermieter ist nach Maßgabe der Vorschrift 
des § 556 g Abs. 1a Satz 1 Nr. 4 BGB nicht gehalten, 
über Umfang und Details der Modernisierung Aus-
kunft zu erteilen. Es obliegt vielmehr dem Mieter, ge-
gebenenfalls mittels eines Auskunftsverlangens nach 
§ 556 g Abs. 3 BGB weitere Einzelheiten und Nach-
weise zu erfragen. 
BGH vom 18.5.2022 – VIII ZR 9/22 – 

 Langfassung im Internet

Dem im April 2019 über eine Berliner Wohnung abge-
schlossenen Mietvertrag war eine Anlage beigefügt, in 
der der Vermieter erklärte: „Bei dem Abschluss dieses 
Mietvertrages handelt es sich um die erste Vermietung 
nach umfassender Modernisierung der Mietsache.“ 
Der BGH hatte hier unter anderem zu entscheiden, ob 
dieser Hinweis ausreichte, die Anwendung der soge-
nannten Mietpreisbremse auszuschließen. Denn um-
fassend modernisierte Wohnungen unterliegen nach 
§  556 f Satz 2 BGB nicht der Mietpreisbremse, sofern 
der Vermieter vorab Auskunft über die Modernisierung 
gibt. Dem BGH zufolge ist dem mit dem Hinweis auf die 
Modernisierung Genüge getan.
Nach § 556 g Abs. 1 a Satz 1 Nr. 4 BGB sei der Vermie-
ter, soweit die Zulässigkeit der Miete auf § 556 f Satz 2 
BGB beruhe, verpflichtet, dem Mieter vor der Abgabe 
von dessen Vertragserklärung unaufgefordert in Text-
form Auskunft darüber zu erteilen, dass es sich um die 
erste Vermietung nach umfassender Modernisierung 
handele. Die Gesetzesmaterialien zum Mietrechtsanpas-
sungsgesetz sähen ausdrücklich vor, dass der Vermieter 
nach der Bestimmung des § 556 g Abs. 1a Satz 1 Nr. 4 
BGB (ebenso wie nach § 556 g Abs. 1 a Satz 1 Nr. 2 
BGB) nicht gehalten sei, bereits vor Abgabe der Ver-
tragserklärung des Mieters über Umfang und Details der 
Modernisierung Auskunft zu erteilen, sondern zunächst 
nur über das „Ob“ einer solchen umfassenden Moderni-
sierung.
Es obliege vielmehr anschließend dem Mieter, gegebe-
nenfalls mittels eines Auskunftsverlangens nach § 556 g 
Abs. 3 BGB weitere Einzelheiten und Nachweise zu er-
fragen, wenn er an der Richtigkeit der Auskunft zwei-
fele (so BT-Drucks. 19/4672, S. 28). Vor Abgabe der 
Vertragserklärung des Mieters sei es daher ausreichend, 
wenn der Vermieter – wie hier – mitteile, es handele sich 
um die erste Vermietung nach umfassender Modernisie-
rung. 
Daneben wartet der BGH noch mit folgender „Überra-
schung“ auf: Habe der Vermieter vor Abgabe der Ver-
tragserklärung der Mieter hinreichend Auskunft erteilt, 
dass es sich um die erste Vermietung nach umfassender 
Modernisierung handele (§ 556 g Abs. 1 a Satz 1 Nr. 4 
BGB), umfasse dies auch den Fall der einfachen Moder-
nisierung im Sinne von § 556 g Abs. 1 a Satz 1 Nr. 2 
BGB, so dass der Vermieter sich gegebenenfalls auf eine 
einfache Modernisierung berufen dürfe, sofern sich her-
ausstellen sollte, dass eine umfassende Modernisierung 
nicht durchgeführt worden sei.
MieterMagazin 11/2022
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Beratungszentren
des Berliner Mietervereins

Beratungszentrum 

Hermannplatz
Hobrechtstraße 28 (Laden, 
zwischen Lenau- und Pflüge

 Zugang im EG rollstuhlg
u Hermannplatz (600 m) 
u Schönleinstaße (350 m)
 

Beratungszentrum 

Walther-Schreiber-Platz
Rheinstraße 44

  Zugang über Fahrstuhl 
rollstuhlgeeignet (Stufe 5 cm)
u Walther-Schreiber-Platz
i Feuerbachstraße

Beratungszentrum 

Wilmersdorfer Straße
Zillestraße 81 (Laden),
nahe Wilmersdorfer Straße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet (Stufe 18 cm)
u Bismarckstraße (U 2 und U 7)

Beratungszentrum 

Altstadt Spandau
Mönchstraße 7 (Laden), 
nahe Markt

  Zugang im EG 
über mobile Rampe
u Altstadt Spandau 
u i Rathaus Spandau

Service

Beratungszentrum 

Müllerstraße
Müllerstraße 135, nahe Seestraße 
(neben dem Kino Alhambra) 

 Zugang im EG über mobile 
Rampe (Stufe 10 cm)
u Seestraße

 
	
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Beratungszentrum 

Schönhauser Allee
Schönhauser Allee 134 B

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
u Eberswalder Straße 
Öffnungszeiten 
Achtung: In der Geschäftsstelle andere 
Öffnungs- und Beratungszeiten (siehe Seite 32)

Vielfältige Angebote von 9 bis 20 Uhr und am 
Samstagvormittag. Vereinbaren Sie telefonisch
Ihren persönlichen Termin.
Servicetelefon: S 030-226  260
Montag, Dienstag, Mittwoch von 9 bis 18.30 Uhr, 
Donnerstag von 9 bis 19 Uhr, 
Freitag von 9 bis 17 Uhr,
Samstag von 9 bis 13 Uhr
Die Beratung findet in unseren Beratungszentren 
oder am Telefon statt.
atungs-
entrum
kfurter 

e in der 
kfurter 
llee 85

zahn-
ersdorf

tow-Köpenick

rstraße) 
erecht

Beratungszentrum 

Bahnhofstraße Köpenick 
Bahnhofstraße 5 (Laden), 
nahe Seelenbinderstraße

  Zugang im EG bedingt 
rollstuhlgeeignet, mit Begleit-
person (Stufe 19 cm)
i Köpenick, Tram/Bus Bahnhof-
straße/Ecke Seelenbinderstraße

Beratungszentrum 

Frankfurter Allee
Frankfurter Allee 85

  Zugang rollstuhlgerecht 
(bitte klingeln, der Zugang er-
folgt begleitet über den Hof)
u i Frankfurter Allee
u Samariterstraße 

Geschäftsstelle
Spichernstraße 1, 10777 Berlin
u Spichernstraße (U 3 und U 9)

  Zugang im EG 
rollstuhlgerecht
Corona-Prävention und Beratung 
In der Geschäftsstelle und allen Beratungsstellen finden zurzeit 
 keine Beratungen ohne Terminvereinbarung statt. Bitte verein-
baren Sie Ihren persönlichen Beratungstermin über unser 
Servicetelefon S	030-226  260. 
K Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.
K Bitte kommen Sie nach Möglichkeit alleine. Im Beratungszentrum 
Frankfurter Allee kann nur eine Person an der Beratung teilnehmen.
K Bitte bleiben Sie auch bei leichten Krankheitssymptomen wie Hus-
ten und Fieber oder bei einer positiven Testung zu Hause. Wir kön-
nen Sie auch zu dem vereinbarten Termin für eine Telefonberatung 
zurückrufen. Melden Sie sich hierfür vorab telefonisch bei uns.
31



Service
Geschäftsstelle
Berliner Mieterverein e.V., 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin 

u Spichernstraße (U 3, U 9), Bus 204

   Zugang im EG rollstuhlgerecht

S 030-226 260, Fax: 030-226 26-161,
www.berliner-mieterverein.de

Öffnungszeiten (nicht Rechtsberatung):
Mo, Di, Mi 9-18.30 Uhr, Do 9-19 Uhr, Fr 9-17 Uhr, Sa 9-13 Uhr
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sstellen
Corona-Prävention und Beratung
In der Geschäftsstelle und allen Bera-
tungsstellen finden zurzeit keine Bera-
tungen ohne Terminvereinbarung statt. 
Bitte vereinbaren Sie Ihren persönlichen 
Beratungstermin über unser Service-
telefon S	030-226  260. 

K Bitte tragen Sie eine FFP 2-Maske.
K Bitte kommen Sie nach Möglichkeit 
alleine. Im Beratungszentrum Frank-
furter Allee kann nur eine Person an 
der Beratung teilnehmen.
K Bitte bleiben Sie auch bei leichten 
Krankheitssymptomen wie Husten und 
Fieber oder bei einer positiven Testung 
zu Hause. Wir können Sie auch zu dem 
vereinbarten Termin für eine Telefon-
beratung zurückrufen. Melden Sie sich 
hierfür vorab telefonisch bei uns.
Weitere Beratung
 Auskünfte zur Zugänglichkeit und 

weitere Informationen über unser 
Servicetelefon S 030-226  260

Geöffnet sind: 

Lichtenberg
K	Mo 9-11 Uhr
Stadtteilzentrum Ikarus, 
Wandlitzstr. 13 
i Karlshorst
K	Di 17-19 Uhr
Nachbarschaftshaus im Ostseeviertel, 
Ribnitzer Straße 1 b, 
2. OG, Raum 204 
i Wartenberg

Marzahn-Hellersdorf
K	Mo 17-19 Uhr 
Kieztreff, Marzahner Promenade 38
i Marzahn, 
Tram/Bus Marzahner Promenade
K	Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, Kummerower Ring 
42
u Kienberg/Gärten der Welt

Pankow 
K	Mi 17-19 Uhr 
Gemeindehaus Pankow, Breite Straße 38 
Tram Pankow Kirche
K	Do 17-19, Fr 14-16 Uhr 
Freizeithaus Weißensee, Pistoriusstraße 23
Bus 158, 255

Reinickendorf
K	Mi 17-19 Uhr
Familientreff Wittenau, 
Oranienburger Straße 204, 
Ecke Roedernallee
nahe u Wittenau (250 m Fußweg) 
und i Wittenau (400 m Fußweg)

Steglitz-Zehlendorf

K	Mi 17-19 Uhr
Mittelhof e.V., Königstraße 42-43
(hinter dem Rathaus)
i Zehlendorf 

Tempelhof-Schöneberg
K	Mo 17-19 Uhr 
Evangelisches Gemeindehaus, 
Friedenstraße 20 
u Alt-Mariendorf

Treptow-Köpenick
K	Mi 16-18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40

Weiter geschlossen bleibt: 
Mitte: Selbsthilfe-, Kontakt- und 
 Beratungsstelle, Perleberger Straße 44
Telefonische Kurzberatung
Bei einfachen rechtlichen Fragen erhalten Sie als Mitglied eine telefonische Kurz-
beratung – schnell und unbürokratisch. Bitte halten Sie Ihre Mitgliedsnummer bereit 
 (siehe Adressfeld Ihres MieterMagazins) und beachten Sie, dass die telefonische Kurz -
beratung nicht eine umfangreiche Rechtsberatung ersetzen kann. 

Unsere Rechtsschutzversicherung kann im Fall eines Gerichtsverfahrens nur dann grei-
fen, wenn Sie zuvor anhand von Unterlagen in einer unserer Beratungsstellen oder in 
einer Telefonberatung mit Einsicht in Unterlagen beraten wurden. Die Kurzberatung 
am Service-Telefon genügt nicht. 

Um Wartezeiten zu vermeiden, empfehlen wir, nicht direkt zu Beginn und am Ende 
der Beratungszeit anzurufen.

Telefonische Kurzberatung: S 030-226 26-152
Montag bis Freitag 13 bis 16 Uhr sowie Montag und Donnerstag 17 bis 20 Uhr
Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Mieterverein 
Online 
Im Internet erreichen Sie uns unter 
www.berliner-mieterverein.de
Mein BMV
Ihre Anschrift, Ihre Kontoverbindung oder 
Ihr Nachname hat sich geändert? 
Sie möchten dem Berliner Mieterverein Än-
derungen bei dem Zweitmitglied mitteilen? 
Wegen Anpassungsarbeiten auf unserer In-
ternetseite bitte Änderungen per Post oder 
online an: www.berliner-mieterverein.de/
mein-bmv.htm
MieterMagazin Online
Energie und Papier einsparen und dabei  
die Vorteile der Digital-Ausgabe nutzen? 
Statt des gedruckten MieterMagazin 
 künftig die Online-Ausgabe lesen? 
Dann melden Sie sich um unter: 
www.berliner-mieterverein.de/
mietermagazin-online.htm
Sie erhalten dann statt der Printausgabe 
per Post künftig die Online-Ausgabe 
in Ihr E-Mail-Postfach.
MieterMagazin 11/2022
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Beratungsangebote rund um die Wohnung
Heizung 
und Heizkosten
Bei technischen Fragen zur Heizung und 
Heizanlage hilft Ihnen die Energieberatung 
des Berliner Mietervereins. Kompetente In-
genieure beraten Sie über energiesparende 
Modernisierungsmaßnahmen (auch durch 
Mieter) und bei mangelhafter Beheizung. 
Terminvereinbarung ist notwendig 
unter S 030-226 260:
Di 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Walther-Schreiber-Platz, Rheinstraße 44
Do 17-19 Uhr: Beratungszentrum 
Frankfurter Allee 85
Beratung aktuell nur mit Termin-
vereinbarung unter S 030-226 260 

Überprüfung des 
Fernwärmepreises
Die Berliner Firma SEnerCon überprüft für 
Mitglieder des BMV die Angemessenheit 
des Fernwärmepreises des von Ihnen be-
wohnten Gebäudes kostenfrei und unver-
bindlich. Einfach die Kopie der letzten Heiz-
kostenabrechnung des Vermieters (mit An-
gabe der geliefer ten Wärmemenge und des 
Baualters, gegebe nenfalls beim Vermieter 
erfragen) sowie nach Möglichkeit die Wär-
meabrechnung des Fernwärmelieferanten 
einsenden an: 
Berliner Mieterverein, z.H. Wibke Werner, 
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

Beratung zu Sozialrecht 
und Miete
Beraten wird insbesondere zu Wohngeld, 
Wohnberechtigungsschein, Ansprüchen 
auf Mietsenkung und die Beschränkung 
von Modernisierungsumlagen für Mieter 
der städtischen Wohnungsbaugesellschaf-
ten sowie Kosten für die Unterkunft und 
Heizung im Rahmen der Grundsicherung 
für Arbeitssuchende und Sozialhilfeemp-
fangende.
Bitte vereinbaren Sie einen Termin. 
Servicetelefon S 030-226 260 

Mediation und 
Konfliktberatung
Bei Lärm durch Nachbarn und Ausein-
andersetzungen mit Nachbarn oder Mit-
bewoh nern bietet der Berliner Mieterverein 
seinen Mitgliedern eine Beratung zum 
Umgang mit dem Konflikt und bei Bedarf 
ein Media tions verfahren zur einvernehmli-
chen Lösung des Problems an. Die Bera-
tung/Mediation wird von einem Mediator 
 (Konfliktvermittler) durchgeführt. 
Das Angebot ist für Mitglieder des Berliner 
Mietervereins kostenfrei.
MieterMagazin 11/2022
K Telefonberatung und Kontakt: 
Do 17-18 Uhr, außerhalb dieser Zeiten 
ist ein Anrufbeantworter geschaltet: 
S 030 - 34 71 08 21; 
E-Mail-Anfragen: 
mediation@berliner-mieterverein.de

Mietrechtsberatung 
für Gewerbemieter
Nur mit telefonischer 
Terminvereinbarung 
unter S 030-226  260

Die Beratung findet statt:
K Charlottenburg
Do 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Zillestraße 81, 
nahe Wilmersdorfer Straße 
u Bismarckstraße
K Prenzlauer Berg
Mo 17-20 Uhr
BMV-Beratungszentrum 
Schönhauser Allee 134 B 
u Eberswalder Straße
K Wilmersdorf/Schöneberg
Fr 14-17 Uhr
BMV-Geschäftsstelle Spichernstraße 1 
u Spichernstraße

Schwerpunktberatung 
Nutzer/Pächter
Beratung nur, wenn für das Grundstück 
bereits eine gesonderte Mitgliedschaft be-
steht. Es werden keine neuen Mitglieder 
für diesen Schwerpunktbereich mehr auf-
genommen. 
K Hellersdorf
Do 17-19 Uhr
Stadtteiltreff Kompass, 
Kummerower Ring 42
u Neue Grottkauer Straße
K Treptow
jeden 1. und 3. Mi im Monat 16-18 Uhr
Villa Offensiv, 
Hasselwerderstraße 38-40 
i Schöneweide

Hilfe zur Wohnungs-
abnahme/-übernahme
Zur persönlichen Unterstützung 
in Ab- und Übernahmeterminen 
empfiehlt der Ber liner Mieterverein 
folgende sach kundige Per sonen:
Dipl.Ing.Arch. Dietrich Eulitz,
S 030-294 31 07 oder 
S 0178 / 780 07 80
Dipl.Ing.Arch. Rüdiger Beer, 
S 030-20 98 92 65 oder 
S 0163 / 826 69 44
Kosten: 90 Euro pro Termin zuzüglich 
10 bis 40 Euro Fahrtkosten. Die Beauftra-
gung durch Sie erfolgt direkt an die oben 
genannten Personen. Gutachten und ju -
ristische Auskünfte sind nicht möglich. 
Bei Abnahme: Die Prüfung Ihrer miet-
vertraglichen Verpflichtung zu Schön-
heitsreparaturen sollte bereits vor der 
Wohnungsabnahme in einer unserer 
Beratungsstellen erfolgen. 

Gutachten – der BMV 
vermittelt Experten
Vielfach gibt es neben juristischen Fragen 
auch technische Probleme. Zur Beurteilung 
ist Sachverstand erforderlich. 
Mit den nachstehenden Gutachtern haben 
wir für Mitglieder des Berliner Mieterver-
eins günstige Konditionen vereinbart. 
Bitte besprechen Sie die konkreten Kosten 
vor einer Beauftragung. Darüber hinaus-
gehende Auskünfte und Beratungen sind 
telefonisch nicht möglich. Die Juristen des 
Berliner Mietervereins informieren Sie ger-
ne, ob in Ihrer Angelegenheit eine Begut-
achtung angezeigt erscheint.

Wir bieten Gutachten 
zu folgenden Themenbereichen:
K Wohnflächenberechnung
K Schönheitsreparaturen
K Feuchtigkeitsschäden 
durch schadhafte Abdichtungen
K Modernisierung: Mieterhöhungsprüfung 
aus bautechnischer Sicht
K Heizung/Warmwasser/Wärmedämmung
K Hausrat
K Wohnungsmängel 
auch bei Schimmelbelastung
K Schimmelpilzbewertung/-bestimmung 
ohne bauliche Ursachenbestimmung
K Geräuschmessung für technische Anlagen
K Elektrosmog/Mobilfunk
K Umweltchemie/Umwelttechnik/
Schadstoffanalyse
K Baubiologie (Elektrosmog, 
Schadstoffanalytik)
Die Gutachter finden Sie unter
www.berliner-mieterverein.de/
oder rufen Sie S 030-226 260 an.

Mietrechtsberatung 
für bildende Künstler
Jeden 1. und 3. Mittwoch im Monat 
von 17 bis 19 Uhr
Köthener Straße 44 (3. OG, BBK), 
Berlin-Kreuzberg, i Anhalter Bahnhof
in Zusammenarbeit mit dem Berufs-
verband Bildender Künstler in Ateliers, 
Gewerberäumen und Wohnungen
Bitte vereinbaren Sie einen Termin 
unter S 030-230 899-0 
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Service

Servicetelefon
für Auskünfte und 
     Terminvereinbarungen:    

 S 030-226 260
Zusatzangebote
Kooperationsangebote
für Mitglieder
Der Berliner Mieterverein hat mit den unten-
stehenden Einrichtungen Kooperationsab-
kommen geschlossen. Davon profitieren die 
Mitglieder. Bei Vorlage des Einzahlungsbe legs 
für den Mitgliedsbeitrag oder des ak tuellen 
MieterMagazin mit Namensaufdruck erhal-
ten Sie Ermäßigungen für Eintrittskarten.

Rabatt bei joycard – 
Berlin zum halben Preis 
150 Partner in der Gastronomie, bei Sport 
& Fun, Kultur & Kino, Wellness und Nightlife.
Für BMV-Mitglieder statt 59,95 Euro im 
ersten Jahr nur 25 Euro, Folgejahre 45 statt 
59,95 Euro; Gutscheincode: mieterverein; 
Bestellung: www.joycard.de, S 30 36 99 57 
 
Bildung und Kultur 
K Urania
www.urania-berlin.de, S 030-218 90 91 
K Distel Kabarett – 
Theater im Admiralspalast
www.distel-berlin.de, S 030-204 47 04 
K Kleines Theater 
www.kleines-theater.de, S 030-821 20 21 
K Labyrinth Kindermuseum 
www. kindermuseum-labyrinth.de 
S 030-800  93 11 50
Nützliches
K	Mietspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/mietspiegel, Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, S 030-90 139 - 47 77
K	Betriebskostenspiegel 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/betriebskosten/
K	Heizspiegel
www.heizspiegel-berlin.de
K	Energiesparberatung
des BUND für Geringverdiener:
Termin unter S 030-78 79 00 60
K	Wohngeld 
www.stadtentwicklung.berlin.de/
wohnen/wohngeld/diwo.shtml
Rufnummern bei den Wohnungsämtern
K	Quartiersmanagement 
www.quartiersmanagement-berlin.de
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,
S 030-90 139 - 48 10
K	Sozialgipfel
www.berliner-sozialgipfel.de
K	Genossenschaftlich Wohnen
www.berliner-genossenschaftsforum.de
S 030-302 38 24
K	Lärmschutz 
www.stadtentwicklung.berlin.de/umwelt
Stiftung Warentest – Leseraktion Straßen-
lärm, 10773 Berlin, S 01 80 / 232 13 13
K	Wohnen im Alter 
Infotelefon beim  Pflegestützpunkt Berlin, 
Mo - Fr  9 - 18 Uhr: S 0800 - 59 500 59
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www.hilfelotse-berlin.de
K	Mietschulden/Wohnungsnotfälle 
Geschütztes Marktsegment/
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
S 030-902 29 - 32 01 / 2 
www.berlin.de/lageso/soziales/
marktsegment/index.html 
Ambulante Dienste/GEBEWO 
S 030-480 98 191, Fax 030-480 98 192, 
AmbulanteDiensteNord@gebewo.de 
Ambulante Wohnhilfe Wedding/IB
S 030-490 00 99 0,  Fax 030-490 00 99 28, 
AWH-B-Wedding@internationaler-bund.de 
K	Verbraucherschutz
www.vz-berlin.de, www.test.de
Ehrenamtliches 
Engagement
Bezirksaktivengruppen
Wir, engagierte Mieter im Berliner Mieter-
verein, haben uns in Bezirksgruppen zu-
sammengeschlossen, um uns selbst aktiv 
für eine mieterfreundliche Wohnungs-
politik einzusetzen. Dazu gehört, 
K dass wir uns über das aktuelle Gesche-
hen im Bereich der Miet- und Wohnungs-
politik informieren; 
K dass wir unsere Mitmieter aufklären; 
K dass wir uns einfach zusammentun, 
um mit unseren Mietproblemen nicht 
allein zu sein.  

Wir würden uns freuen, 
wenn auch Sie kommen würden.

Kontakt zu den ehremamtlichen 
Bezirksaktivengruppen 
auch über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV, 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144

Charlottenburg-Wilmersdorf 
Bezirksleitung: Raphael Thieme, 
Fritz Peter Brost, Hans Huser
Treffen aktiver Mitglieder und 
interessierter Mieter jeden 2. Dienstag 
eines Monat um 18.30 Uhr 
im Haus am Mierendorffplatz, 
Mierendorffplatz 19
Friedrichshain-Kreuzberg 
Bezirksleitung: Gundel Riebe, 
Ralf Kießling, Wolfgang Wilms 
K Die Aktivengruppe trifft sich
 immer am 2. Do jeden geraden 
Monats um 18 Uhr im Beratungs-
zentrum Frankfurter Allee 85. 
K Kontaktmöglichkeiten zur Bezirksleitung: 
in den Treffen der Aktivengruppe
Lichtenberg
Kontakt über Thomas Christel, 
Geschäftsstelle des BMV 
christel@berliner-mieterverein.de 
S 030-226 26-144
Marzahn-Hellersdorf
Bezirksleitung: Peter Reuscher, Irina Neuber 
K Kontaktaufnahme ist in allen Marzahner 
und Hellersdorfer Beratungsstellen während 
der Beratungszeiten möglich
Mitte
Bezirksleitung: Thomas Suckow, 
Thomas Meißner, Theo Daniel Diekmann
S & Whats  App 0176 - 50 46 33 11 
(Mo-Sa 9 bis 19 Uhr, per SMS 
& WhatsApp auch sonntags), 
Mail: thomassuckow@yahoo.com 
Der offene Mitgliedertreff 
findet jeden  letz ten Samstag im Monat 
von 16 bis circa 18.15 Uhr statt. 
Ort: Stadtteilladen Krefelder Straße 1 A 
(nahe Kreuzung Alt-Moabit); 
bitte pandemiegerecht mit AHA-Regeln 
und medizinischer Maske  
Neukölln
Bezirksleitung: Jutta Hartmann, 
Wilhelm Laumann
Kontakt: bmv-neukoelln@freenet.de
K Die Aktivengruppe trifft sich jeden 
3. Mittwoch im Monat um 19 Uhr 
in der Richardstraße 5 (Räume 
der Aktion Karl-Marx-Straße)
Pankow
Bezirksleitung: Aleksandar Perovic, 
Karin Kemner, Hans-Günther Miethe
K Treffen an jedem ersten Donnerstag 
im Monat um 18 Uhr 
im Platzhaus Teutoburger Platz, 
gegenüber Zionskirchstraße 73 a 
Reinickendorf 
Bezirksleitung: Helmut Möller
K „Mittwochsrunde“ 
jeden 1. Mi im Monat ab 19 Uhr 
im Familientreff  Wittenau,  
Oranienburger Straße 204
Spandau
Alle Treffen: BMV-Beratungszentrum 
Altstadt Spandau, Mönchstraße 7
jeden Do 17-19 Uhr neben juristischer 
 Beratung: Betreuung der Mitglieder; 
Mietergemeinschaften; AG Modernisierung,
AG Privatisierung und Umwandlung:
Leitung: J. Wilhelm, S 030-331 52 20
Steglitz-Zehlendorf
Bezirksleitung: Barbara von Boroviczeny
Tempelhof-Schöneberg
Bezirksleitung: Heike Gläßer-Hübner, 
Karin Dewitz
Treptow-Köpenick
Bezirksleitung: Henry Baumfelder, 
Ilona Sechting, Rosemarie Wabner
K Treffen aktiver Mitglieder zum Erfahrungs-
austausch jeden 2. Mittwoch im Monat in der 
Villa Offensiv, Hasselwerderstraße 38-40
K Kontaktmöglichkeit in allen bezirklichen 
Beratungsstellen zu den ausgewiesenen 
Beratungszeiten
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https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/mietspiegel/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/betriebskosten/
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohngeld/diwo.shtml
https://www.berlin.de/lageso/soziales/geschuetztes-marktsegment/
https://www.berlin.de/sen/uvk/umwelt/


Die Ratgeber des
Deutschen Mieterbundes

Die Broschüren können bezogen werden über den Online-
Shop des DMB-Verlages:  https://shop.mieterbund.de/

Viel Wissen ... 
 für wenig Geld

Energieverbrauchs- und
Heizkostenüberprüfung
bei Zentralheizungen
Heizkostenabrechnung einsenden!

(1) Wohnungen mit Gas-Etagenheizungen oder 
Einzelofenheizungen sowie Heiz an lagen in klei  -
neren Ge bäuden (weniger als 6 Woh nungen) 
sind nicht im Heizspiegel erfasst. Heizenergie-
verbräuche kön nen hier sehr stark schwanken, 
da der Ein fluss des Nutzers über wiegt. Eine ers-
  te Orientierung ist jedoch mög   lich. Die Ener  gie  -
klassen des Heizspiegels be zie hen sich grund -
 sätzlich auf Ver bräuche von Ge  bäuden, nicht 
von Wohnungen. Sehr auf schluss reich ist aller -
dings der Ver gleich mit Wohnungswerten.
(2) Die Klasse B sollte nach der gel tenden Wär -
 meschutzverordnung von 1995 erreicht werden. 

Gesetzlich vor geschrieben ist ein er rechneter Be -
 darfswert, nicht die hier ermit tel te Ver brauchs-
klasse.
(3) Diese Klassen können zu B und C ver bes sert 
werden, indem z.B. Brennwerttechnik, eine gute 
Heizungs regelung, Außen wand däm mung und 
Wärmeschutzverglasung genutzt wer den.
(4) Die Gebäude dieser Klassen zeichnen sich oft 
durch veraltete Heizungsanlagen und schlechte 
Bausubstanz aus. Instandsetzung und Sanierung 
sind in der Regel erforderlich. Eine Überprüfung 
der Ab rechnung, der Haus technik und der Ge  -
bäudesubstanz sollte hier unbedingt er folgen. 

Berliner Heizspiegel
Heizenergiespiegel in kWh pro m2 und Jahr

 
Plattenbau  (1) Mauerwerksbau  (1) 

Klasse, Klasse,
 die mindestens erzielt die mindestens erzielt
niedriger Verbrauch werden sollte für: werden sollte für:

 Neubau ab 1995 (2) Neubau ab 1995 (2)

 Baujahr ab 1973 (3) Baujahr ab 1984 (3)

 Baujahr bis 1972 (3) Baujahr bis 1983 (3)

 Handlungsbedarf (4)

 dringender Handlungsbedarf (4)

sehr hoher Verbrauch 

 0-50 A

 50-100 B

 100-150 C

 150-200 D

 200-250 E

 250-300 F

 über 300 G



Der Berliner Mieterverein e.V. bietet seinen Mitgliedern gemäß Berliner Heiz-
   spiegel/HeizEnergieCheck eine kostenlose Über prüfung des Energieverbrauchs 
und der Energiekosten bei zentralbeheizten Gebäuden (mit mindestens sechs 
Mietparteien) an. Mit dem Berliner Heizspiegel/HeizEnergieCheck kön nen Ener-
gieverbrauch und Kos ten mit anderen Gebäuden in Berlin verglichen werden. 
Die vom Energiespar be ratungsbüro KEBAB für den Senat ermittelten Energie-
verbrauchskennwerte wurden in sie ben Klassen (A-G) eingeteilt, analog des 
Eurolabels für Haushaltsgeräte. 
Zur Bewertung von Verbrauch und Kosten in Ihrem Wohngebäude benötigen 
wir von Ihnen mindestens eine Heizkostenabrechnung (besser: auch die des 
Vorjahres) mit Angabe der gelieferten Wärmemenge (wichtig!), des Bau alters 
des Wohngebäudes und falls auf der Abrechnung nicht vermerkt der Art des 
Energieträgers (Gas, Öl) beziehungsweise der Art der Versorgung (Fernwärme, 
Contracting). Sie erhalten einen Verbrauchsausweis mit Erläu terungen.
Wurde für das von Ihnen bewohnte Gebäude nach Heizspiegel ein (dringender) 
Handlungsbedarf ermittelt, dann kann der Berliner Mieterverein für Sie tätig 
werden und den Gebäudeeigentümer mit der Diagnose konfrontieren. 
Achtung: Sollten in Folge der Diagnose energiesparende Modernisierungen 
von Seiten des Vermieters durchgeführt werden, kann es zur Überschreitung 
der bisherigen Warmmiete kommen. Die Überprüfung von Energieverbrauch 
und -kosten beinhaltet ausdrücklich keine Rechtsberatung.

Bitte senden Sie Ihre Heizkostenabrechnungen an:
Berliner Mieterverein e.V., – Heizspiegelüberprüfung –
Spichernstraße 1, 10777 Berlin

MARKTPLATZ

Mietminderung  
bei Wohnungsmängeln

Was muss beachtet werden, 
wenn die Miete aufgrund von 
Mängeln gekürzt werden soll? 
Mit aktueller Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und zahlrei-
chen Musterschreiben.

Ulrich Ropertz, DMB
in Kooperation mit Ver-
braucherzentrale NRW
208 Seiten, 
11,90 Euro

Was ich als Mieter  
wissen muss

Dieser Ratgeber stellt 
Rechte und Pflichten 

bei Wohnmietverhältnissen 
vor – ein Standardwerk 

für alle Mieter.

Dilip D. Maitra in Koope-
ration Verbraucherzentrale 

NRW und DMB.
380 Seiten,
16,90 Euro

Tipps zum Mietvertrag 
für Mieter – Fallen ver-
meiden, Vorteile nutzen

Dieser Ratgeber gibt dem 
künftigen Mieter Hinweise, 
worauf beim Abschluss  eines 
Mietvertrages zu achten ist. 
Die Erläuterungen werden 
ergänzt durch praktische 
Tipps und Rechenbeispiele.

48 Seiten,
5,90 Euro
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https://www.mietenstopp.de/
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